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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1247/92 DES RATES

vom 30 . April 1992

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit , auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die

innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die Artikel 51
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission, der nach Anhörung der
Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der
Wanderarbeitnehmer ausgearbeitet wurde ( J ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verordnung (EWG ) Nr . 1408 / 71 (4 ) in ihrer durch die
Verordnung (EWG ) Nr. 2001 / 83 ( 5 ) aktualisierten Fas­
sung, zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr.
2195 / 91 ( 6 ), bedarf bestimmter Änderungen .

Es ist erforderlich , die Definition für „Familienangehöriger"
in der Verordnung ( EWG ) Nr. 1408 / 71 in Übereinstim­
mung mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu der
Auslegung dieses Begriffs zu erweitern .

Es ist ferner notwendig, der Rechtsprechung des Gerichts­
hofs Rechnung zu tragen , wonach bestimmte Leistungen
aus nationalen Rechtsvorschriften ihrem persönlichen
Anwendungsbereich , ihren Zielen und den Einzelheiten
ihrer Anwendung nach gleichzeitig sowohl in die Kategorie
der sozialen Sicherheit als auch in die der Sozialhilfe fallen
können .

Nach Feststellung des Gerichtshofs weisen die Rechtsvor­
schriften , nach denen solche Leistungen gewährt werden,
einige Merkmale auf, die insofern der Sozialhilfe ähneln ,
als Bedürftigkeit ein wesentliches Kriterium für ihre
Anwendung ist und die Leistungsvoraussetzungen nicht auf
der Zusammenrechnung von Beschäftigungs- oder Beitrags­
zeiten beruhen , wohingegen sie in anderen Merkmalen
insofern der sozialen Sicherheit nahekommen , als das freie
Ermessen bei der Gewährung der nach ihnen vorgesehenen
Leistungen fehlt und den Begünstigten eine gesetzlich
umschriebene Stellung eingeräumt wird .

Nach Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr.
1408 / 71 sind Sozialhilfesysteme aus ihrem Geltungsbereich
ausgeschlossen .

Aufgrund der Eigenheiten der genannten Voraussetzungen
und ihrer Anwendungsmodalitäten sollte eine Koordinie­
rungsregelung, die von dem derzeit in der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 festgelegten System abweicht und den
besonderen Merkmalen der betroffenen Leistungen Rech­
nung trägt , in diese Verordnung aufgenommen werden , um
die Interessen der zu- und abwandernden Arbeitnehmer in
Übereinstimmung mit Artikel 51 des Vertrages zu schüt­
zen .

Diese Leistungen sind Personen, für die die Verordnung
(EWG ) Nr. 1408 / 71 gilt, ausschließlich nach den Rechts­
vorschriften des Wohnlandes der betreffenden Person oder
ihrer Familienangehörigen zu gewähren , wobei die in jedem
anderen Mitgliedstaat zurückgelegten Wohnzeiten soweit
erforderlich zu berücksichtigen sind und jedwede Diskrimi­
nierung aufgrund der Staatsangehörigkeit entfällt .

Es ist jedoch erforderlich sicherzustellen , daß das bestehen­
de Koordinierungssystem gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 1408 / 71 weiterhin für Leistungen gilt , die entweder
der genannten besonderen Kategorie von Leistungen nicht
angehören oder in einem Anhang zu dieser Verordnung
nicht ausdrücklich aufgeführt sind . Hierzu ist ein neuer
Anhang erforderlich —

0 ) ABl . Nr . C 240 vom 21 . 9 . 1985 , S. 6 .
( 2 ) ABl . Nr . C 343 vqm 31 . 12 . 1985 , S. 111 .
( 3 ) ABl . Nr. C 344 vom 31 . 12 . 1985 , S. 2 .
(4 ) ABl . Nr. L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 .
( 5 ) ABl . Nr . L 230 vom 22 . 8 . 1983 , S. 6 .
( 6 ) ABl . Nr . L 206 vom 29 . 7 . 1991 , S. 2 .
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : 4 . Folgender Artikel wird eingefügt :

„Artikel 10a

Beitragsunabhängige Sonderleistungen

( 1 ) Ungeachtet der Bestimmungen in Artikel 10 und
Titel III erhalten die Personen, für die diese Verordnung
gilt , die in Artikel 4 Absatz 2a aufgeführten beitrags­
unabhängigen Sonderleistungen in bar ausschließlich in
dem Wohnmitgliedstaat gemäß dessen Rechtsvorschrif­
ten , sofern diese Leistungen in Anhang IIa aufgeführt
sind . Diese Leistungen werden vom Träger des Wohn­
orts zu seinen Lasten gewährt .

(2) Der Träger eines Mitgliedstaats , nach dessen
Rechtsvorschriften der Anspruch auf in Absatz 1
genannte Leistungen von der Zurücklegung von
Beschäftigungszeiten , Zeiten der selbständigen berufli­
chen Tätigkeit oder Wohnzeiten abhängig ist, berück­
sichtigt , soweit erforderlich , die in einem anderen Mit­
gliedstaat zurückgelegten Beschäftigungszeiten , Zeiten
der selbständigen beruflichen Tätigkeit oder Wohnzei­
ten, als wenn es sich um im ersten Staat zurückgelegte
Zeiten handelte .

( 3 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats der Anspruch auf eine Zusatzleistung nach
Absatz 1 vom Bezug einer Leistung nach einem der
Buchstaben a ) bis h) des Artikels 4 Absatz 1 abhängig
und wird keine Leistung dieser Art nach diesen Rechts­
vorschriften geschuldet , wird jede nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats gewährte entspre­
chende Leistung im Hinblick auf die Gewährung der
Zusatzleistung als nach den Rechtsvorschriften des
ersten Mitgliedstaats gewährte Leistung betrachtet .

(4 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats die Gewährung von Leistungen an Invaliden oder
Behinderte nach Absatz 1 davon abhängig, daß die
Invalidität oder die Behinderung zuerst im Gebiet dieses
Mitgliedstaats festgestellt wurde, so gilt diese Voraus­
setzung als erfüllt , wenn die Feststellung zum ersten
Mal im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats erfolgte ."

5 . In Anhang II wird folgender Teil hinzugefügt:

Artikel 1

Die Verordnung ( EWG ) Nr. 1408 / 71 wird wie folgt
geändert:

1 . Artikel 1 wird wie folgt geändert :

a ) Buchstabe f) wird zu Buchstabe f) Ziffer i ), und
folgender Text wird angefügt :
„ii ) Bei Leistungen für Behinderte , die nach den

Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats allen
Staatsangehörigen des Landes gewährt werden ,
die die Voraussetzungen hierfür erfüllen :
wenigstens der Ehegatte , die minderjährigen
Kinder sowie die unterhaltsberechtigten voll­
jährigen Kinder des Arbeitnehmers oder Selb­
ständige^;"

b ) unter Buchstabe j ) Zeile 6 wird nach Streichung des
Schlußpunktes angefügt:
„oder die in Artikel 4 Absatz 2a erfaßten beitrags­
unabhängigen Sonderleistungen ."

2 . In Artikel 4 werden folgende Absätze hinzugefügt :

„(2a) Diese Verordnung gilt auch für beitragsunabhän­
gige Sonderleistungen, die unter andere als die in
Absatz 1 erfaßten oder die nach Absatz 4 ausgeschlosse­
nen Rechtsvorschriften oder Systeme fallen , sofern sie

a ) entweder in Versicherungsfällen , die den in Absatz
1 Buchstaben a) bis h) aufgeführten Zweigen ent­
sprechen , ersatzweise , ergänzend oder zusätzlich
gewährt werden

b) oder allein zum besonderen Schutz der Behinderten
bestimmt sind .

( 2b) Diese Verordnung gilt nicht für die Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats betreffend die in Anhang
II Teil III genannten beitragsunabhängigen Sonderlei­
stungen, deren Geltung auf einen Teil des Gebietes
dieses Mitgliedstaats beschränkt ist ."

3 . Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

Erklärungen der Mitgliedstaaten zum Geltungsbereich
der Verordnung

Die Mitgliedstaaten geben in Erklärungen , die gemäß
Artikel 97 notifiziert und veröffentlicht werden, die
Rechtsvorschriften und Systeme, die unter Artikel 4
Absätze 1 und 2 fallen, die in Artikel 4 Absatz 2
genannten beitragsunabhängigen Sonderleistungen , die
Mindestleistungen im Sinne des Artikels 50 sowie die
Leistungen im Sinne der Artikel 77 und 78 an ."

„III . Beitragsunabhängige Sonderleistungen im Sinne
von Artikel 4 Absatz 2b, die nicht in den Geltungs­
bereich der Verordnung fallen :

A. BELGIEN

Keine .

B. DÄNEMARK

Keine .
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G. IRLAND

Keine .

H. ITALIEN

Keine .

I. LUXEMBURG

Keine .

J. NIEDERLANDE

Keine .

K. PORTUGAL

Keine .

L. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine ."

C. DEUTSCHLAND

a ) Die aufgrund der Rechtsvorschriften der
Bundesländer an Behinderte und insbeson­
dere an Blinde gewährten Leistungen.

b ) Der Sozialzuschlag nach dem Rentenaus­
gleichsgesetz vom 28 . Juni 1990 .

D. SPANIEN

Keine .

E. FRANKREICH

Keine .

F. GRIECHENLAND

Keine .

6 . Folgender Anhang wird eingefügt :

„ANHANG IIa

(Artikel 10a der Verordnung)

A. BELGIEN

a) Beihilfen für Behinderte (Gesetz vom 27 . Februar 1987 ).

b ) Garantiertes Einkommen für ältere Personen ( Gesetz vom 1 . April 1969 ).

c) Garantierte Familienleistungen (Gesetz vom 20. Juli 1971 ).

B. DÄNEMARK

Keine .

C. DEUTSCHLAND

Keine .

D. SPANIEN

a ) Leistungen gemäß dem Gesetz über die soziale Integration der Behinderten (Gesetz
Nr. 13 / 82 vom 7 . April 1982).

b ) Hilfeleistungen in bar für ältere Personen und arbeitsunfähige Invaliden (Königlicher
Erlaß Nr . 2620 / 81 vom 24 . Juli 1981 ).

E. FRANKREICH

a) Zusatzbeihilfe des „Fonds National de Solidarit6" (Nationaler Solidaritätsfonds ) (Gesetz
vom 30. Juni 1956).

b ) Beihilfe für erwachsene Behinderte (Gesetz vom 30 . Juni 1975 ).

F. GRIECHENLAND

a) Sonderleistungen für ältere Personen (Gesetz 1296 / 82 ).

b) Kindergeld für nicht erwerbstätige Mütter , deren Ehemänner ihren Wehrdienst ableisten
(Gesetz 1483 / 84 , Artikel 23 Absatz 1 ).

c) Kindergeld für nicht erwerbstätige Mütter, deren Ehemänner inhaftiert sind (Gesetz
1483 / 84 , Artikel 23 Absatz 2).
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d ) Beihilfe bei ererbter hämolitischer Anämie (Gesetzeserlaß 321 / 69 ) (Gemeinsamer Mini­
sterialerlaß G4a/F.222 / oik.2204).

e) Beihilfe für Taubstumme (Ausnahmegesetz 421 /37) (Gemeinsamer Ministerialerlaß
G4b /F.422 / oik.2205 ).

f) Beihilfe für Schwerbehinderte (Gesetzeserlaß 162/73 ) (Gemeinsamer Ministerialerlaß
G4a /F.225 / oik.l61 ).

g) Beihilfe bei Spasmophilie (Gesetzeserlaß 162 / 72) (Gemeinsamer Ministerialerlaß G4a /
F.224 / oik.2207).

h ) Beihilfe bei schwerer geistiger Zurückgebliebenheit ( Gesetzeserlaß 162 /73 ) ( Gemeinsa­
mer Ministerialerlaß G4b/F.423 /oik.2208).

i ) Beihilfe für Blinde ( Gesetz 958 / 79 ) (Gemeinsamer Ministerialerlaß G4b /F.421 /
oik.2209).

G. IRLAND

a ) Arbeitslosenhilfe [Social Welfare ( Consolidation) Act von 1981 , Teil 3 Kapitel 2],

b ) (Beitragsunabhängige ) Alters- und Blindenrente [Social Weifare (Consolidation) Act von
1981 , Teil 3 Kapitel 3 ],

c) (Beitragsunabhängige) Witwen- und Waisenrente [Social Weifare ( Consolidation) Act
von 1981 , Teil 3 Kapitel 4].

d ) Beihilfe für Alleinerziehende ( Social Weifare Act von 1990 , Teil 3 ).

e ) Betreuungsbeihilfe ( Social Weifare Act von 1990 , Teil 4).

f) Zuschlag zum Familieneinkommen (Social Weifare Act von 1984, Teil 3 ).

g ) Unterhaltsbeihilfe für Behinderte (Health Act von 1970 , Artikel 69 ).

h ) Mobilitätsbeihilfe (Health Act von 1970 , Artikel 61 ).

i ) Unterhaltsbeihilfe bei Infektionskrankheiten (Health Act von 1947 , Artikel 5 und
Artikel 44 Absatz 5 ).

j ) Beihilfe für Versorgung zu Hause (Health Act von 1970 , Artikel 61 ).

- k) Beihilfe für Blinde (Blind persons Act von 1920 , Kapitel 49).

1 ) Rehabilitationsbeihilfe für Behinderte (Health Act von 1970 , Artikel 68 , 69 und 72).

H. ITALIEN

a ) Sozialrenten für Personen ohne Einkommen (Gesetz Nr . 153 vom 30 . April 1969).

b ) Leistungen, Beihilfen und Zulagen für Zivilversehrte oder -invaliden ( Gesetze Nr. 118
vom 30 . März 1974 , Nr. 18 vom 11 . Februar 1980 und Nr . 508 vom 23 . November
1988 ).

c ) Taubstummenrenten und -Zulagen (Gesetze Nr. 381 vom 26 . Mai 1970 und Nr. 508
vom 23 . November 1988 ).

d ) Blindenrenten und -Zulagen ( Gesetze Nr. 382 vom 27 . Mai 1970 und Nr. 508 vom
23 . November 1988 ).

e ) Ergänzungsleistungen zum Mindestruhegehalt (Gesetze Nr. 218 vom 4 . April 1952 ,
Nr. 638 vom 11 . November 1983 und Nr. 407 vom 29 . Dezember 1990).

f) Ergänzungsleistungen zu den Invaliditätsbeihilfen ( Gesetz Nr. 222 vom 12 . Juni
1984 ).

g) Monatliche Beihilfen für die ständige persönliche Betreuung von Personen ; die wegen
Erwerbsunfähigkeit pensioniert sind ( Gesetz Nr . 222 vom 12 . Juni 1984).
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I. LUXEMBURG

a ) Teuerungsausgleichszulage (Gesetz vom 13 . Juni 1975 ).

b ) Sonderbeihilfe für Schwerbehinderte ( Gesetz vom 16 . April 1979).

c ) Mutterschaftsbeihilfe ( Gesetz vom 30 . April 1980).

J. NIEDERLANDE

Keine .

K. PORTUGAL

a ) Beitragsunabhängige Familienbeihilfen (Gesetzeserlaß Nr. 160 / 80 vom 27 . Mai
1980).

b) Stillgeld (Gesetzeserlaß Nr . 160 / 80 vom 27. Mai 1980).

c) Zusatzbeihilfe für behinderte Kinder und behinderte Jugendliche (Gesetzeserlaß
Nr . 160 / 80 vom 27 . Mai 1980 ).

d ) Beihilfe für den Besuch einer Sonderlehranstalt (Gesetzeserlaß Nr. 160 / 80 vom 27 . Mai
1980).

e) Beitragsunabhängige Waisenrente (Gesetzeserlaß Nr. 160 / 80 vom 27 . Mai 1980).

f) Beitragsunabhängige Invaliditätsrente (Gesetzeserlaß Nr . 464 / 80 vom 13 . Oktober
1980 ).

g) Beitragsunabhängige Altersrente (Gesetzeserlaß Nr. 464 / 80 vom 13 . Oktober 1980).

h ) Zusatzrente bei Vollerwerbsunfähigkeit (Gesetzeserlaß Nr . 160 / 80 vom 27. Mai
1980).

i ) Beitragsunabhängiges Witwengeld (Durchführungsverordnung Nr. 52 / 81 vom
11 . November 1981 ).

L. VEREINIGTES KÖNIGREICH

a ) Mobilitätsbeihilfe [Gesetz von 1975 über soziale Sicherheit vom 20 . März 1975 ,
Abschnitt 37 A , und Gesetz von 1975 über soziale Sicherheit (Nordirland) vom
20 . März 1975 , Abschnitt 37 A].

b ) Beihilfe für Invalidenbetreuung [Gesetz von 1975 über soziale Sicherheit vom 20 . März
1975 , Abschnitt 37 , und Gesetz von 1975 über soziale Sicherheit (Nordirland) vom
20 . März 1975 , Abschnitt 37].

c) Familieneinkommen [Gesetz von 1986 über soziale Sicherheit vom 25 . Juli 1986 ,
Abschnitte 20 bis 22 , und Verordnung von 1986 über soziale Sicherheit (Nordirland )
vom 5 . November 1986 , Artikel 21 bis 23].

d ) Unterstützungsbeihilfe [Gesetz von 1975 über soziale Sicherheit vom 20 . März 1975 ,
Abschnitt 35 , und Gesetz von 1975 über soziale Sicherheit (Nordirland ) vom 20. März
1975 , Abschnitt 35].

e) Einkommensbeihilfe (Gesetz von 1986 über soziale Sicherheit vom 25 . Juli 1986 ,
Abschnitte 20 bis 22 und Abschnitt 23 , und Verordnung von 1986 über soziale
Sicherheit (Nordirland) vom 5 . November 1986 , Artikel 21 bis 24].

f) Unterhaltsbeihilfe für Behinderte [Gesetz von 1991 über die Unterhaltsbeihilfe für
Behinderte und die Beschäftigungsbeihilfe für Behinderte vom 27 . Juni 1991 , Abschnitt
1 , und Verordnung von 1991 über die Unterhaltsbeihilfe für Behinderte und die
Beschäftigungsbeihilfe für Behinderte (Nordirland) vom 24 . Juli 1991 , Artikel 3].

g ) Beschäftigungsbeihilfe für Behinderte [Gesetz von 1991 über die Unterhaltsbeihilfe für
Behinderte und die Beschäftigungsbeihilfe für Behinderte vom 27. Juni 1991 , Abschnitt
6 , und Verordnung von 1991 über die Unterhaltsbeihilfe für Behinderte und die
Beschäftigungsbeihilfe für Behinderte (Nordirland) vom 24 . Juli 1991 , Artikel 8]."
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( 6 ) Durch diese Verordnung werden gegebenenfalls Lei­
stungsansprüche auch für Ereignisse begründet , die vor
dem Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung Hegen ,
soweit Absatz 3 nicht etwas anderes bestimmt.

(7 ) Leistungen jeder Art , die wegen der Staatsangehörig­
keit des Antragstellers oder Empfängers abgelehnt oder
zum Ruhen gebracht worden sind , werden auf Antrag der
betreffenden Person vom Tage des Inkrafttretens dieser
Verordnung an gewährt oder wiedergewährt , es sei denn ,
daß früher festgestellte Ansprüche durch Kapitalabfindung
abgegolten sind .

( 8 ) Die Ansprüche von Personen , deren Rente vor dem
Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung gewährt worden
ist , können auf ihren Antrag hin unter Berücksichtigung
dieser Verordnung neu festgestellt werden.

( 9 ) Wird der Antrag nach Absatz 7 oder Absatz 8 inner­
halb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung
gestellt , so werden die Ansprüche aufgrund dieser Verord­
nung mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an erworben ,
ohne daß der betreffenden Person Ausschlußfristen oder
Verjährungsvorschriften eines Mitgliedstaats entgegenge­
halten werden können .

( 10 ) Wird der Antrag nach Absatz 7 oder Absatz 8 erst
nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung gestellt , so werden nicht ausgeschlossene oder
verjährte Ansprüche — vorbehaltlich etwaiger günstigerer
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats — vom Tag der
Antragstellung an erworben.

Artikel 2

( 1 ) Die Anwendung des Artikels 1 darf nicht zu dem
Entzug von Leistungen führen, die vor Inkrafttreten dieser
Verordnung von zuständigen Trägern der Mitgliedstaaten
gemäß Titel III der Verordnung ( EWG ) Nr. 1408 / 71
gewährt wurden und für die Artikel 10 der letztgenannten
Verordnung gilt .

( 2 ) Die Anwendung des Artikels 1 darf nicht zur Ableh­
nung eines Antrags auf Gewährung einer beitragsunabhän­
gigen Sonderleistung ergänzend zu einer Rente führen , den
eine Person stellt , die vor dem Inkrafttreten dieser Verord­
nung die Voraussetzungen für die Gewährung der genann­
ten Leistung erfüllte , selbst wenn die betreffende Person
ihren Wohnsitz im Gebiet eines anderen als des zuständigen
Mitgliedstaats hat , unter dem Vorbehalt , daß der Antrag
auf Leistungsgewährung binnen fünf Jahren nach Inkraft­
treten dieser Verordnung gestellt wird .

( 3 ) Diese Verordnung begründet keinen Anspruch für
einen Zeitraum vor dem Tage ihres Inkrafttretens .

(4 ) Ungeachtet des Absatzes 3 wird jede beitragsunabhän­
gige Sonderleistung, welche ergänzend zu einer Rente
gewährt wird , die abgelehnt oder zum Ruhen gebracht
worden ist, weil der Antragsteller oder Empfänger seinen
Wohnsitz im Gebiet eines anderen als des zuständigen
Mitgliedstaats hat, auf Antrag der betreffenden Person vom
Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung an gewährt oder
wiedergewährt , und zwar mit Wirkung vom Zeitpunkt der
Wohnsitzverlegung.

(5 ) Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen
nach dieser Verordnung werden Wohnzeiten , Beschäfti­
gungszeiten und Zeiten selbständiger Tätigkeit berücksich­
tigt , die im Gebiet eines Mitgliedstaats vor dem Inkrafttre­
ten dieser Verordnung zurückgelegt worden sind .

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten folgenden Monats in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 30 . April 1992.

Im Namen des Rates

Der Präsident

Jos6 da SILVA PENEDA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1248 /92 DES RATES

vom 30. April 1992

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und der Verordnung (EWG) Nr. 574/ 72

über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — oder in einem allgemeinen System und einem Sondersystem
zurückgelegt wurden , sind die Artikel 38 und 45 der
Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 zu ändern .

Es ist erforderlich , in Anhang IV Teil B alle Sondersysteme
für Selbständige im Sinne der Artikel 38 und 45 der
Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 einzutragen.

Es empfiehlt sich , in Artikel 39 der Verordnung (EWG)
Nr. 1408 / 71 eine Bestimmung des Inhalts aufzunehmen,
daß die Vorschriften des Kapitels 3 der Verordnung bei
Zusammentreffen von Leistungen unterschiedlicher Art
auch für die nach Kapitel 2 festgestellten Invaliditätsrenten
gelten .

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 51
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission (*), der nach Anhörung der
Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der
Wanderarbeitnehmer ausgearbeitet wurde ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Bestimmungen über die Feststellung und Berechnung
von Renten in den Verordnungen (EWG ) Nr. 1408 / 71 (4 )
und (EWG) Nr. 574/72 ( 5 ) in ihrer durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2001 / 83 (6 ) aktualisierten Fassung, zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr. 1249 /92 (7)
sind zu ändern . Einige dieser Änderungen gehen auf die
einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofes zurück,
andere sollen bestehende Lücken schließen.

Aufgrund der neuen Definition des Begriffs „Leistungen
gleicher Art" im Sinne des Titels III Kapitel 3 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1408 / 71 ist eine Neufassung des Artikels
40 Absatz 2 dieser Verordnung geboten .

Artikel 40 Absatz 3 Buchstabe a) Ziffer ii) der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 ist zu ändern, damit dieser Buchstabe
auch in den Fällen angewandt werden kann , in denen für
eine Invalidität eine nicht als Leistung bei Invalidität
bezeichnete Leistung gewährt worden ist . Der Wortlaut des
Artikels 40 Absatz 3 Buchstabe b) Ziffer i ) der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 ist demzufolge zu ändern .

Der durch die Rechtsprechung des Gerichtshofes zu Artikel
46 Absatz 3 dieser Verordnung überflüssig gewordene
achte Erwägungsgrund der Verordnung ( EWG) Nr. 1408 /
71 ist zu streichen. Durch diese Streichung wird eine
Neufassung des siebten Erwägungsgrundes der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 erforderlich .

Die Überschrift des Titels III Kapitel 2 Abschnitt 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 muß wegen der Neufas­
sung des Artikels 43 Absatz 1 und der Aufnahme des neuen
Absatzes 3 in den Artikel 43 geändert werden.

Aufgrund der an Titel III Kapitel 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 1408 / 71 vorzunehmenden Änderungen muß Artikel
12 Absatz 2 dieser Verordnung angepaßt werden .

Zur Präzisierung der Regeln über die Anrechnung von
Versicherungs- oder Wohnzeiten, die in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten als Arbeitnehmer und Selbständiger und/

Es ist angezeigt , Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 zu ergänzen , damit sichergestellt
wird , daß dann, wenn die Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats die Umwandlung einer Leistung bei Invalidität
in eine Leistung bei Alter nicht vorsehen, die nach diesen
Rechtsvorschriften geschuldete Leistung wohlerworben
bleibt , solange ihr Empfänger die Voraussetzungen für
ihren Bezug weiterhin erfüllt .

Die bei der Anwendung des Artikels 43 der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 gesammelten Erfahrungen haben
gezeigt , daß die Bestimmungen in dem Fall lückenhaft sind ,
in dem eine nach Artikel 39 dieser Verordnung festgestellte
Leistung bei Invalidität in eine Leistung bei Alter umgewan­
delt wird, ohne daß der Betreffende die nach den Rechts­

( J ) ABl . Nr. C 206 vom 11.8 . 1989 , S. 2 .
(2 ) ABl . Nr. C 291 vom 20 . 11 . 1989 , S. 120 .
( 3 ) ABl . Nr. C 56 vom 7 . 3 . 1990 , S. 63 .
( 4 ) ABl . Nr. L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 .
( 5 ) ABl . Nr. L 74 vom 27 . 3 . 1972 , S. 1 .
( 6 ) ABl . Nr. L 230 vom 22 . 8 . 1983 , S. 6 .
(7) Siehe Seite 28 dieses Amtsblatts .
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Vorschriften des anderen Mitgliedstaats geltenden Alters­
voraussetzungen für den Bezug dieser Leistung erfüllt . Zur
Schließung dieser Lücke empfiehlt es sich , in den vorge­
nannten Artikel 43 einen neuen Absatz 3 einzufügen , in
dem festgelegt wird , daß der bisher von der Zahlung einer
Invaliditätsrente befreite zuständige Träger des Mitglied­
staats vom Tag der in dem anderen Mitgliedstaat vorge­
nommenen Leistungsumwandlung an eine nach Titel III
Kapitel 3 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 festgestellte
Invaliditätsrente gewährt.

Der derzeitige Absatz 3 des Artikels 43 der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 ist als Absatz 4 neu zu numerieren
und einfacher zu fassen .

Zum Schutz der wandernden Erwerbspersonen und ihrer
Hinterbliebenen gegen eine allzu strikte Anwendung der
einzelstaatlichen Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsvor­
schriften ist es erforderlich , in die Verordnung (EWG) Nr.
1408 / 71 eine Bestimmung aufzunehmen, in der die
Anwendung dieser Vorschriften streng geregelt ist .

Aus den gleichen Gründen ist die Verordnung (EWG ) Nr.
1408 / 71 eine Bestimmung einzufügen, die bei Zusammen­
treffen von Leistungen gleicher Art die Anwendung dieser
Vorschriften nur bei bestimmten Leistungstypen und in
besonders gelagerten Fällen gestattet .

In den Anhang IV Teil D sind die Leistungstypen einzutra­
gen, auf die diese Vorschriften bei Zusammentreffen von
Leistungen gleicher Art angewandt werden können.

In die Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 muß eine Bestim­
mung aufgenommen werden , die es in besonders gelagerten
Fällen zwei oder mehr Mitgliedstaaten gestattet, ein
Abkommen zur Vermeidung des Zusammentreffens von
Leistungen gleicher Art zu schließen ; diese Abkommen sind
in Anhang IV Teil D aufzuführen .

In die Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 ist eine Bestim­
mung des Inhalts aufzunehmen , daß bei Zusammentreffen
von Leistungen gleicher Art die nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats vorgesehenen Kürzungs-, Ruhens­
oder Entziehungsvorschriften auf eine nach der Zusammen­
rechnungs- oder Proratisierungsregelung berechnete Lei­
stung keine Anwendung finden.

Entsprechend der Rechtsprechung des Gerichtshofes ist
unter Zusammentreffen von Leistungen gleicher Art im
Sinne des Titels III Kapitel 3 der Verordnung (EWG) Nr.
1408 / 71 jedes Zusammentreffen von Leistungen bei Invali­
dität , Alter und für Hinterbliebene zu verstehen, die auf der
Grundlage der Versicherungs- und /oder Wohnzeiten ein
und derselben Person berechnet oder gewährt werden , und
unter Zusammentreffen von Leistungen unterschiedlicher
Art jedes Zusammentreffen von anderen Leistungen als
denen gleicher Art .

Es ist angezeigt , in die Verordnung (EWG) Nr . 1408 / 71
Bestimmungen aufzunehmen , die sicherstellen , daß sich die
gleichzeitige Anwendung von einzelstaatlichen Kürzungs-,
Ruhens- oder Entziehungsbestimmungen durch zwei oder
mehr Mitgliedstaaten bei Zusammentreffen von Leistungen
unterschiedlicher Art nicht nachteilig für die wandernden
Erwerbspersonen oder ihre Anspruchsberechtigten aus­
wirkt. Es ist angebracht , durch die Aufnahme einer Bestim­
mung in die Verordnung (EWG ) Nr. 1408 /71 zu vermei­
den , daß eine Rente nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats wegen des Bezugs einer niedrigeren Leistung
unterschiedlicher Art aus einem anderen Mitgliedstaat ent­
zogen oder vollständig zum Ruhen gebracht wird . Die
gleichen Gründe, auf denen die obigen Bestimmungen
beruhen , gelten ebenfalls für die Fälle , in denen nach den
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats eine Rente bei
Bezug einer Leistung unterschiedlicher Art nicht gewährt
werden kann .

Um zu gewährleisten , daß für den Erwerb , die Aufrechter­
haltung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs
die in einem Sondersystem eines Mitgliedstaats zurückge­
legten Versicherungszeiten im allgemeinen System eines
anderen Mitgliedstaats berücksichtigt werden , selbst wenn
diese Zeiten im letztgenannten Staat in einem Sondersystem
bereits berücksichtigt wurden, muß in Artikel 45 der Ver­
ordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 eine entsprechende Bestim­
mung aufgenommen werden .

Aus Gründen der Vereinfachung und der Klarheit ist in
Artikel 45 der Verordnung (EWG) Nr . 1408 / 71 eine
Bestimmung aufzunehmen, wonach in dem Anhang VI alle
besonderen Bestimmungen zur Regelung der näheren Ein­
zelheiten der Gleichstellung bestimmter Versicherungs­
voraussetzungen für den Erwerb , die Aufrechterhaltung
oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs unter
Berücksichtigung der besonderen Merkmale der betreffen­
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt werden.

Entsprechend der kontinuierlichen Rechtsprechung des
Gerichtshofes ist der Rat nicht befugt , Regeln zu erlassen,
mit denen das Zusammentreffen von zwei oder mehr
Renten , die in verschiedenen Mitgliedstaaten erworben
wurden , durch die Kürzung einer allein nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats erworbenen Rente be­
grenzt wird. Dem Gerichtshof zufolge liegt diese Zustän­
digkeit beim nationalen Gesetzgeber, wobei der gemein­
schaftliche Gesetzgeber die Grenzen festzulegen hat, inner­
halb deren die nationalen Vorschriften über die Kürzung,
das Ruhen oder die Entziehung Anwendung finden kön­
nen . Die Gewährung einer nach der Zusammenrechnungs­
und Proratisierungsregelung berechneten und durch das
Gemeinschaftsrecht gewährleisteten Rente ist dann vorzu­
sehen, wenn die Anwendung der einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften einschließlich ihrer Kürzungs-, Ruhens- oder
Entziehungsvorschriften sich als weniger günstig erweist als
die vorgenannte Regelung . Ferner ist es angebracht , den
zuständigen Trägern zu gestatten , auf die Berechnung nach
der Zusammenrechnungs- und Proratisierungsregelung zu
verzichten, wenn das Ergebnis dieser Berechnung dem
Ergebnis der Berechnung allein nach einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften entspricht oder es unterschreitet . In
Anhang IV Teil C sind für jeden Mitgliedstaat alle Fälle
aufzuführen, in denen die beiden Berechnungen zu einem
solchen Ergebnis führen.
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Es ist erforderlich , in Abschnitt D Spanien des Anhangs VI
der Verordnung (EWG ) Nr . 1408 / 71 eine Bestimmung
aufzunehmen, in der die näheren Einzelheiten für die
Durchführung des Artikels 47 der Verordnung für Spanien
festgelegt werden .

Es ist angebracht , angesichts der Besonderheiten der grie­
chischen Rechtsvorschriften in Anhang VI Abschnitt F
Griechenland eine Bestimmung aufzunehmen, mit der ver­
mieden wird , daß die Anwendung des Artikels 49 Absatz 2
der Verordnung für ehemals in Griechenland versicherte
Erwerbspersonen nachteilige Folgen hat.

Infolge einer Änderung der niederländischen Rechtsvor­
schriften ist in Anhang VI der Verordnung (EWG) Nr.
1408 / 71 in dem Abschnitt J Niederlande die Nummer 4
anzupassen .

Der Wortlaut des Artikels 15 Absatz 1 sowie der Artikel
35 , 39 , 46 , 47 , 48 , 49 und 107 der Verordnung (EWG)
Nr. 574 /72 ist in Anbetracht der durch die vorliegende
Verordnung angebrachten Änderungen anzupassen .

Die angesichts der neuen Artikel 46 und 46c der Verord­
nung (EWG ) Nr. 1408 / 71 gegenstandslos gewordenen
Bestimmungen des Artikels 7 Absatz 1 Buchstaben b) und
c) der Verordnung (EWG ) Nr . 574 / 72 sind zu streichen.

Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG ) Nr. 574/72 ist
zu ändern , indem ausdrücklich im Fall der gegenseitigen
Kürzung, des gegenseitigen Ruhens oder Entzugs von zwei
oder mehr Leistungen eine Begrenzung für die Anwendung
der Doppelleistungsbestimmungen eingeführt wird.

In Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr . 574 / 72
ist eine Verweisung auf die neuen Artikel 46a, 46b und 46c
der Verordnung ( EWG ) Nr. 1408 / 71 aufzunehmen —

Es ist erforderlich , Artikel 48 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 durch Präzisierung der Anwendungs­
voraussetzungen dieses Absatzes deutlicher zu fassen .

In Artikel 49 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EWG ) Nr .
1408 /71 ist durch Aufnahme einer Verweisung auf Artikel
40 Absatz 3 der Verordnung eine Lücke zu schließen . Die
beiden ersten Absätz^ des Artikels 49 der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 sind dahingehend zu ergänzen, daß
ihre Anwendung in den Fällen nach Artikel 44 Absatz 2
Satz 2 der Verordnung ermöglicht wird .

Mit der Änderung des Artikels 12 Absatz 2 wird die
Aufnahme eines neuen Buchstabens d) in Artikel 60 Absatz
1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 erforderlich .

Es ist zweckmäßig, in die Verordnung (EWG ) Nr. 1408 /
71 Übergangsbestimmungen für die Anwendung der vorlie­
genden Verordnung aufzunehmen .

Die Aufnahme der Teile B , C und D in Anhang IV der
Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 bedingt , daß der derzei­
tige Anhang IV zu Anhang IV Teil A wird .

Aus Anhang VI der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71
müssen die derzeit in dem Abschnitt B Dänemark, Nummer
7, in dem Abschnitt G Irland , Nummer 4 , und in dem
Abschnitt L Vereinigtes Königreich , Nummer 9 , enthalte­
nen Bestimmungen gestrichen werden, die durch die Ein­
fuhrung des Begriffs Leistungen gleicher Art im Sinne des
Titels III Kapitel 3 der Verordnung gegenstandslos gewor­
den sind .

Es ist überflüssig, dem zuständigen dänischen Träger die
Anwendung der Bestimmungen der Verordnungen ( EWG )
Nr. 1408 / 71 und (EWG) Nr. 574 /72 aufzuerlegen, die die
wandernden Erwerbspersonen und ihre Anspruchsberech­
tigten gegen nachteilige Folgen einer gleichzeitigen Anwen­
dung von Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestim­
mungen durch zwei oder mehr Mitgliedstaaten bei Zusam­
mentreffen von Leistungen unterschiedlicher Art schützen
sollen, da die dänischen Rechtsvorschriften selbst eine
solche Gewähr bieten .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Aufgrund einer Eigenheit des dänischen Rentenrechts ist es
erforderlich , in Abschnitt B Dänemark des Anhangs VI der
Verordnung (EWG ) Nr. 1408 /71 eine Bestimmung aufzu­
nehmen , mit der für die Anwendung der dänischen Rechts­
vorschriften der Begriff Leistungen gleicher Art im Sinne
des Titels III Kapitel 3 der Verordnung ausgedehnt wird .

Es ist angezeigt , in Anhang VI der Verordnung (EWG) Nr.
1408 / 71 in den Abschnitten D Spanien , E Frankreich und J
Niederlande das Verfahren zur Gleichstellung bestimmter
Versicherungsvoraussetzungen für den Erwerb , die Auf­
rechterhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungsan­
spruchs gemäß Artikel 45 der Verordnung für den Fall
Spaniens , Frankreichs und der Niederlande festzulegen .

Artikel 1

Die Erwägungsgründe der Verordnung (EWG) Nr. 1408 /
71 werden wie folgt geändert :

1 . Der siebte Erwägungsgrund erhält folgende Fassung :

„Die für die Durchführung von Artikel 51 des Vertrages
erlassenen Koordinierungsregeln sollen den Arbeitneh­
mern und Selbständigen, die innerhalb der Gemein­
schaft zu- und abwandern , die erworbenen Ansprüche
und Vorteile gewährleisten ."

2 . Der achte Erwägungsgrund wird gestrichen .
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Artikel 2

Die Verordnung ( EWG) Nr. 1408 / 71 wird wie folgt
geändert :

1 . Artikel 12 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„( 2 ) Ist in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
für den Fall des Zusammentreffens einer Leistung mit
anderen Leistungen der sozialen Sicherheit oder mit
jederlei sonstigen Einkünften vorgesehen , daß die Lei­
stung gekürzt , zum Ruhen gebracht oder entzogen
wird , so sind , sofern in dieser Verordnung nichts
anderes bestimmt ist, diese Vorschriften einem Berech­
tigten gegenüber auch dann anwendbar , wenn es sich
um Leistungen, die nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats erworben wurden, oder um
Einkünfte handelt, die im Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats bezogen werden ."

2 . Titel III Kapitel 3 erhält folgende Fassung:

Wohnzeiten zurückgelegt worden sind, berücksichtigt
der zuständige Träger dieses Mitgliedstaats , soweit
erforderlich , die nach den Rechtsvorschriften jedes
anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten; dabei ist unwesentlich, ob diese in
einem allgemeinen oder in einem Sondersystem, in
einem System für Arbeitnehmer oder in einem System
für Selbständige zurückgelegt worden sind. Zu diesem
Zweck berücksichtigt er diese leiten so, als handelte es
sich um nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften zurückgelegte Zeiten .

(2) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats die Gewährung bestimmter Leistungen davon
abhängig, daß Versicherungszeiten ausschließlich in
einem Beruf, für den ein Sondersystem für Arbeitneh­
mer gilt , oder gegebenenfalls in einer bestimmten
Beschäftigung zurückgelegt worden sind, so werden für
die Gewährung dieser Leistungen die nach den Rechts­
vorschriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten
Zeiten nur dann berücksichtigt , wenn sie in einem
entsprechenden System oder, falls es ein solches nicht
gibt, in dem gleichen Beruf oder gegebenenfalls in der
gleichen Beschäftigung zurückgelegt worden sind .

Erfüllt der Versicherte auch unter Berücksichtigung
solcher Zeiten nicht die Anspruchsvoraussetzungen für
diese Leistungen , so werden diese Zeiten für die
Gewährung der Leistungen des allgemeinen Systems
oder, falls es ein solches nicht gibt , des Systems für
Arbeiter bzw. für Angestellte berücksichtigt, sofern der
Betreffende dem einen oder anderen dieser Systeme
angeschlossen war.

( 3 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats die Gewährung bestimmter Leistungen davon
abhängig, daß Versicherungszeiten ausschließlich in
einem Beruf zurückgelegt worden sind, für den ein
Sondersystem für Selbständige gilt , so werden für die
Gewährung dieser Leistungen die nach den Rechtsvor­
schriften anderer Staaten zurückgelegten Zeiten nur
dann berücksichtigt , wenn sie in einem entsprechenden
System, oder falls es ein solches nicht gibt, in dem
gleichen Beruf zurückgelegt worden sind . In Anhang IV
Teil B sind für jeden betroffenen Mitgliedstaat die
Systeme für Selbständige im Sinne dieses Absatzes auf­
geführt .

Erfüllt der Betreffende auch unter Berücksichtigung der
in diesem Absatz genannten Zeiten nicht die
Anspruchsvoraussetzungen für diese Leistungen , so
werden diese Zeiten für die Gewährung von Leistungen
des allgemeinen Systems oder, falls es ein solches nicht
gibt , des Systems für Arbeiter bzw. für Angestellte
berücksichtigt , sofern der Betreffende dem einen oder
anderen dieser Systeme angeschlossen war.

Artikel 39

Feststellung der Leistungen

( 1 ) Der Träger des Mitgliedstaats , dessen Rechtsvor­
schriften zum Zeitpunkt des Eintritts von Arbeitsunfä­
higkeit mit anschließender Invalidität anzuwenden

„KAPITEL 2

INVALIDITÄT

Abschnitt 1

Arbeitnehmer oder Selbständige, für die ausschließlich
Rechtsvorschriften gelten, nach denen die Höhe der
Leistungen bei Invalidität von der Dauer der Versiche­

rungszeiten unabhängig ist

Artikel 37

Allgemeine Vorschriften

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger, für den
nacheinander oder abwechselnd die Rechtsvorschriften
von zwei oder mehr Mitgliedstaaten galten und der
Versicherungszeiten ausschließlich unter solchen
Rechtsvorschriften zurückgelegt hat , nach denen die
Höhe der Leistungen bei Invalidität von der Dauer der
Versicherungszeiten unabhängig ist , erhält Leistungen
gemäß Artikel 39 . Dieser Artikel findet keine Anwen­
dung auf Kinderzuschüsse zu Renten , die nach Kapitel
8 zu gewähren sind.

(2 ) In Anhang IV Teil A sind für jeden in Betracht
kommenden Mitgliedstaat die geltenden Rechtsvor­
schriften der in Absatz 1 bezeichneten Art angegeben .

Artikel 38

Anrechnung der Versicherungs- oder Wohnzeiten, die nach
den Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind, die für den
Arbeitnehmer oder Selbständigen im Hinblick auf den Erwerb,
die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs­
anspruchs galten

( 1 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats der Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das
Wiederaufleben des Anspruchs auf die Leistungen eines
Systems, das kein Sondersystem im Sinne der Absätze 2
oder 3 ist, davon abhängig , daß Versicherungs- oder
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waren, stellt nach diesen Rechtsvorschriften fest , ob die
betreffende Person die Voraussetzungen für den Lei­
stungsanspruch — gegebenenfalls unter Berücksichti­
gung von Artikel 38 — erfüllt .

Abschnitt 2

Arbeitnehmer oder Selbständige, für die ausschließlich
Rechtsvorschriften galten, nach denen die Höhe der
Leistungen bei Invalidität von der Dauer der Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten abhängig ist, oder für die
Rechtsvorschriften dieser und der in Abschnitt 1

genannter Art galten(2 ) Personen, welche die Voraussetzungen nach
Absatz 1 erfüllen , erhalten die Leistungen ausschließlich
von dem genannten Träger nach den von ihm anzuwen­
denden Rechtsvorschriften .

( 3 ) Personen , welche keinen Leistungsanspruch nach
Absatz 1 haben , erhalten die Leistungen, auf die sie
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats — gegebenenfalls unter Berücksichtigung von
Artikel 38 — noch Anspruch haben.

(4 ) Sehen die Rechtsvorschriften im Sinne des Absatzes
2 oder 3 vor, daß der Leistungsbetrag unter Berücksich­
tigung von Familienangehörigen außer Kindern festge­
legt wird , so berücksichtigt der zuständige Träger auch
diejenigen Familienangehörigen der betreffenden Per­
son, die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats woh­
nen, als wohnten sie im Gebiet des zuständigen Staa­
tes .

(5 ) Ist in den Rechtsvorschriften im Sinne der Absätze
2 oder 3 bei Zusammentreffen mit Leistungen anderer
Art im Sinne des Artikels 46a Absatz 2 oder mit
anderen Einkünften die Anwendung von Kürzungs-,
Ruhens- oder Entziehungsvorschriften vorgesehen, so
gelten Artikel 46a Absatz 3 und Artikel 46c Absatz 5
entsprechend.

Artikel 40

Allgemeine Vorschriften

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger, für den
nacheinander oder abwechselnd die Rechtsvorschriften
von zwei oder mehr Mitgliedstaaten galten , erhält ,
sofern die Rechtsvorschriften mindestens eines dieser
Staaten nicht von der in Artikel 37 Absatz 1 bezeichne­
ten Art sind , Leistungen in entsprechender Anwendung
von Kapitel 3 unter Berücksichtigung von Absatz 4 .

(2 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger, der im
Anschluß an eine Arbeitsunfähigkeit Invalide wird ,
während für ihn eine der in Anhang IV Teil A erwähn­
ten Rechtsvorschriften gilt , erhält die Leistungen gemäß
Artikel 37 Absatz 1 unter folgenden Voraussetzungen :

— Er muß — gegebenenfalls unter Berücksichtigung
von Artikel 38 — die in diesen oder anderen Rechts­
vorschriften gleicher Art vorgesehenen Vorausset­
zungen erfüllen , jedoch ohne daß es erforderlich
wäre, Versicherungszeiten einzubeziehen, die nach
anderen als den in Anhang IV Teil A aufgeführten
Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden ;

— er darf nicht die Voraussetzungen für den Erwerb
eines Anspruchs auf Leistungen bei Invalidität auf­
grund von Rechtsvorschriften erfüllen, die in
Anhang IV Teil A nicht aufgeführt sind, und

— er darf etwaige Ansprüche auf Leistungen bei Alter
gemäß Artikel 44 Absatz 2 zweiter Satz nicht gel­
tend machen .

(3 ) a ) Für die Feststellung des Leistungsanspruchs
nach den in Anhang IV Teil A aufgeführten
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats , die die
Gewährung von Leistungen bei Invalidität
davon abhängig machen , daß die betreffende
Person während eines bestimmten Zeitraums
Geldleistungen bei Krankheit erhalten hat oder
arbeitsunfähig war , wird bei einem Arbeitneh­
mer oder Selbständigen , für den diese Rechts­
vorschriften galten und der im Anschluß an eine
Arbeitsunfähigkeit in einer Zeit Invalide wird, in
der die Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats für ihn gelten , unbeschadet des Arti­
kels 37 Absatz 1 jeder Zeitraum , für den er

i) wegen dieser Arbeitsunfähigkeit nach den
Rechtsvorschriften des zweiten Mitglied­
staats Geldleistungen bei Krankheit oder
stattdessen weiter Lohn erhalten hat ,

( 6 ) Der vollarbeitslose Arbeitnehmer , für den Artikel
71 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) oder Buchstabe b )
Ziffer ii ) Satz 1 gilt , erhält eine Invaliditätsrente vom
zuständigen Träger des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet
er wohnt, entsprechend den von diesem Träger anzu­
wendenden Rechtsvorschriften , als ob für ihn während
seiner letzten Beschäftigung diese Rechtsvorschriften
gegolten hätten , wobei gegebenenfalls Artikel 38 und /
oder Artikel 25 Absatz 2 zu berücksichtigen sind . Diese
Leistungen gehen zu Lasten des Trägers des Wohnlan­
des .

Werden nach den von diesem Träger angewandten
Rechtsvorschriften die Leistungen anhand von Löhnen
und Gehältern berechnet , so berücksichtigt dieser Trä­
ger gemäß den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften die im Land der letzten Beschäftigung und im
Wohnland bezogenen Löhne und Gehälter. Wurden im
Wohnland keine Löhne oder Gehälter bezogen , so zieht
der zuständige Träger entsprechend den Modalitäten,
die in den für ihn geltenden Rechtsvorschriften vorgese­
hen sind , die im Land der letzten Beschäftigung bezoge­
nen Löhne und Gehälter heran .
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Leistungsgewährung die Rechtsvorschriften von
einem oder mehr der übrigen Mitgliedstaaten
Anwendung gefunden haben .

c ) Ist der nach Buchstabe b) geschuldete Gesamtbetrag
der Leistung oder der Leistungen niedriger als der
Betrag, den der Versicherte zu Lasten des vorher zur
Zahlung verpflichteten Trägers erhalten hat , so ist
dieser zur Gewährung einer Zulage in Höhe des
Unterschiedsbetrags verpflichtet .

ii ) wegen der auf diese Arbeitsunfähigkeit fol­
genden Invalidität nach den Rechtsvorschrif­
ten des zweiten Mitgliedstaats Leistungen im
Sinne der Kapitel 2 und 3 des Titels III
erhalten hat ,

so berücksichtigt , als ob es sich um einen Zeit­
raum handelte, in dem er nach den Rechtsvor­
schriften des ersten Mitgliedstaats Geldleistun­
gen bei Krankheit erhalten hat oder nach diesen
Rechtsvorschriften arbeitsunfähig war.

b ) Der Anspruch auf Leistungen bei Invalidität
entsteht nach den Rechtsvorschriften des ersten
Mitgliedstaats entweder bei Ablauf des in diesen
Rechtsvorschriften geforderten voraufgehenden
Zeitraums des Bezugs von Geldleistungen bei
Krankheit oder der Lohnfortzahlung oder bei
Ablauf des in diesen Rechtsvorschriften gefor­
derten voraufgehenden Zeitraums der Arbeits­
unfähigkeit, frühestens jedoch
i ) zum Zeitpunkt der Begründung des An­

spruchs auf Leistungen gemäß Buchstabe a )
Ziffer ii ) nach den Rechtsvorschriften des
zweiten Mitgliedstaats oder

ii) am Tag nach dem letzten Tag, an dem der
Betreffende nach den Rechtsvorschriften des
zweiten Mitgliedstaats Anspruch auf Geld­
leistungen bei Krankheit hat .

(4 ) Eine vom Träger eines Mitgliedstaats getroffene
Entscheidung über die Invalidität eines Antragstellers
ist auch für die Träger jedes anderen in Betracht
kommenden Mitgliedstaats verbindlich , sofern die in
den Rechtsvorschriften dieser Staaten festgelegten Tat­
bestandsmerkmale der Invalidität in Anhang V als
übereinstimmend anerkannt sind .

d ) Ist in dem unter Buchstabe b) genannten Fall der für
die ursprüngliche Arbeitsunfähigkeit zuständige
Träger ein niederländischer Träger und

i) ist das Leiden , das zu der Verschlimmerung
geführt hat , dasselbe wie dasjenige , das die
Gewährung von Leistungen gemäß den nieder­
ländischen Rechtsvorschriften begründet hat ,

ii ) ist dieses Leiden eine Berufskrankheit im Sinne
der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , die
für den Versicherten zuletzt galten , und
begründet es einen Anspruch auf Zahlung der
in Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe b) genannten
Zulage,

iii ) handelt es sich bei den Rechtsvorschriften , die
für den Versicherten seit Beginn der Leistungs­
bezüge galten , um Rechtsvorschriften gemäß
Anhang IV Teil A,

so erbringt der niederländische Träger weiterhin die
ursprüngliche Leistung nach der Verschlimmerung;
die Leistung aufgrund der Rechtsvorschriften des
letzten Mitgliedstaats , die für den Versicherten gal­
ten, wird um den Betrag der niederländischen Lei­
stung gekürzt .

e ) Hat der Betreffende in dem unter Buchstabe b)
bezeichneten Fall keinen Anspruch auf Leistungen
zu Lasten des Trägers eines anderen Mitgliedstaats,
so ist der zuständige Träger des ersten Staates
verpflichtet, die Leistungen nach den Rechtsvor­
schriften dieses Staates unter Berücksichtigung der
Verschlimmerung und gegebenenfalls unter Berück­
sichtigung des Artikels 38 zu gewähren.

Abschnitt 3

Verschlimmerung des Invaliditätszustands

Artikel 41

( 1 ) Bei Verschlimmerung des Invaliditätszustands ei­
nes Arbeitnehmers oder Selbständigen , der nach den
Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats Leistungen
bei Invalidität erhält, gilt folgendes:

a) Der zuständige Träger dieses Staates ist verpflichtet ,
die Leistungen nach den für ihn geltenden Rechts­
vorschriften zu gewähren und dabei die Verschlim­
merung der Invalidität zu berücksichtigen, wenn auf
den Arbeitnehmer oder Selbständigen seit Beginn
der Leistungsgewährung nicht die Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats Anwendung fan­
den.

b ) Der Arbeitnehmer oder Selbständige erhält unter
Berücksichtigung der Verschlimmerung Leistungen
gemäß Artikel 37 Absatz 1 bzw. Artikel 40 Absatz
1 oder Absatz 2, wenn auf ihn seit Beginn der

(2 ) Bei Verschlimmerung des Invaliditätszustandes
eines Arbeitnehmers oder Selbständigen, der Leistungen
bei Invalidität nach den Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten erhält , werden die Leistun­
gen unter Berücksichtigung der Verschlimmerung der
Invalidität gemäß Artikel 40 Absatz 1 gewährt .
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gender Invalidität anwendbar gewesen wäre, oder
sofern eine solche Umwandlung nicht vorgesehen ist , so
lange , wie er Anspruch auf Leistungen bei Invalidität
nach den Rechtsvorschriften des betreffenden Staates
oder der betreffenden Staaten hat .

(4 ) Die gemäß Artikel 39 festgestellten Leistungen bei
Invalidität werden gemäß Kapitel 3 neu festgestellt ,
sobald der Berechtigte die Voraussetzungen für die
Begründung des Anspruchs auf Leistungen bei Invalidi­
tät aufgrund von Rechtsvorschriften erfüllt , die in
Anhang IV Teil A nicht aufgeführt sind , oder Leistun­
gen bei Alter nach den Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats erhält ."

Abschnitt 4

Wiedergewährung ruhender oder entzogener Leistun­
gen — Umwandlung von Leistungen bei Invalidität in
Leistungen bei Alter — Neuberechnung von gemäß

Artikel 39 festgestellten Leistungen

Artikel 42

Bestimmung des leistungspflichtigen Trägers im Fall der Wie­
deraufnahme der Leistungsgewährung bei Invalidität

( 1 ) Leistungen , die geruht haben und erneut gezahlt
werden sollen, werden — unbeschadet des Artikels 43
— durch den oder die Träger erbracht , die zum Zeit­
punkt der Unterbrechung leistungspflichtig waren .

(2 ) Die Leistungen werden gemäß den in Artikel 37
Absatz 1 bzw . Artikel 40 Absatz 1 oder Absatz 2
genannten Vorschriften gewährt , wenn der Zustand des
Betreffenden, dem die Leistungen entzogen worden
waren , erneut die Gewährung von Leistungen rechtfer­
tigt .

3 . Titel III Kapitel 3 erhält folgende Fassung:

„KAPITEL 3

ALTER UND TOD (RENTEN)

Artikel 44

Allgemeine Vorschriften für die Feststellung der Leistungen,
wenn für den Arbeitnehmer oder Selbständigen die Rechtsvor­
schriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten galten

( 1 ) Die Leistungsansprüche eines Arbeitnehmers oder
Selbständigen , für den die Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten galten, und die Leistungsan­
sprüche seiner Hinterbliebenen werden nach diesem
Kapitel festgestellt .

(2) Beantragt die betreffende Person die Feststellung
der Leistungen , so wird, sofern Artikel 49 nichts ande­
res bestimmt, das Feststellungsverfahren hinsichtlich
aller Rechtsvorschriften eingeleitet, die für den Arbeit­
nehmer oder Selbständigen galten . Dies gilt nicht , falls
die betreffende Person ausdrücklich beantragt, die Fest­
stellung der aufgrund der Rechtsvorschriften von einem
oder mehr Mitgliedstaaten erworbenen Ansprüche auf
Leistungen bei Alter aufzuschieben .

(3 ) Dieses Kapitel betrifft weder die Kinderzuschüsse zu
Renten noch die Waisenrenten : diese sind nach Kapitel
8 zu gewähren.

Artikel 45

Berücksichtigung der Versicherungs- oder Wohnzeiten, die
nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind, die für
den Arbeitnehmer oder Selbständigen im Hinblick auf den
Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des
Leistungsanspruches galten

( 1 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats der Erwerb , die Aufrechterhaltung oder das
Wiederaufleben des Anspruchs auf die Leistungen eines
Systems, das kein Sondersystem im Sinne des Absatzes
2 oder 3 ist , davon abhängig , daß Versicherungs- oder
Wohnzeiten zurückgelegt worden sind, berücksichtigt

Artikel 43

Umwandlung von Leistungen bei Invalidität in Leistungen bei
Alter — Neuberechnung der nach Artikel 39 festgestellten
Leistungen

( 1 ) Die Leistungen bei Invalidität werden gegebenen­
falls nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Staates
oder der Staaten , nach denen sie gewährt worden sind ,
gemäß Kapitel 3 in Leistungen bei Alter umgewandelt .

(2) Jeder nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats zur Zahlung der Leistungen bei Invalidität ver­
pflichtete Träger gewährt dem Leistungsberechtigten ,
der nach den Rechtsvorschriften von einem oder mehr
der übrigen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 49 Ansprü­
che auf Leistungen bei Alter geltend machen kann , bis
zu dem Zeitpunkt , an dem für diesen Träger Absatz 1
Anwendung findet , die Leistungen weiter , auf die nach
den von diesem Träger anzuwendenden Rechtsvor­
schriften Anspruch besteht ; andernfalls werden die Lei­
stungen gewährt , solange der Betreffende die Voraus­
setzungen für ihren Bezug erfüllt .

(3 ) Wurden Leistungen bei Invalidität nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 39 fest­
gestellt und in Leistungen bei Alter umgewandelt und
erfüllt der Betrefferide noch nicht die für den Leistungs­
anspruch nach den Rechtsvorschriften von einem oder
mehr der übrigen Mitgliedstaaten geltenden Vorausset­
zungen , so gewähren ihm dieser Mitgliedstaat oder
diese Mitgliedstaaten vom Tag der Umwandlung an die
gemäß den Bestimmungen des Kapitels 3 festgestellten
Leistungen bei Invalidität bis zu dem Zeitpunkt , an dem
der Betreffende des oder der anderen betreffenden Staa­
ten geltenden Voraussetzungen erfüllt , als ob dieses
Kapitel bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit mit nachfol­
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( 5 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats der Erwerb , die Aufrechterhaltung oder das
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs davon abhän­
gig, daß der Betreffende zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalls versichert ist , so gilt diese Voraussetzung als
erfüllt , wenn er nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats gemäß den in Anhang VI für
jeden betroffenen Mitgliedstaat vorgesehenen Bestim­
mungen versichert ist .

( 6 ) Zeiten der Vollarbeitslosigkeit , während deren der
Arbeitnehmer Leistungen nach Artikel 71 Absatz 1
Buchstabe a) Ziffer ii ) oder Buchstabe b ) Ziffer ii ) erster
Satz bezieht , werden vom zuständigen Träger des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet der Arbeitnehmer wohnt ,
gemäß den von diesem Träger anzuwendenden Rechts­
vorschriften berücksichtigt , als ob er während seiner
letzten Beschäftigung diesen Rechtsvorschriften unterle­
gen hätte .

Können im Aufenthaltsland des Betreffenden zurückge­
legte Zeiten der Vollarbeitslosigkeit nur berücksichtigt
werden, wenn dort selbst Beitragszeiten zurückgelegt
worden sind , gilt diese Voraussetzung als erfüllt , wenn
Beitragszeiten in einem anderen Mitgliedstaat zurückge­
legt wurden .

der zuständige Träger dieses Mitgliedstaats , soweit
erforderlich , die nach den Rechtsvorschriften jedes
anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten ; dabei ist unwesentlich , ob diese in
einem allgemeinen oder in einem Sondersystem, in
einem System für Arbeitnehmer oder in einem System
für Selbständige zurückgelegt worden sind . Zu diesem
Zweck berücksichtigt er diese Zeiten , als ob es sich um
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften
zurückgelegte Zeiten handelte .

( 2 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats die Gewährung bestimmter Leistungen davon
abhängig, daß Versicherungszeiten ausschließlich in
einem Beruf, für den ein Sondersystem für Arbeitneh­
mer gilt , oder gegebenenfalls in einer bestimmten
Beschäftigung zurückgelegt worden sind , so werden die
nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten
zurückgelegten Zeiten nur dann berücksichtigt , wenn
sie in einem entsprechenden System , oder , .falls es ein
solches nicht gibt , in dem gleichen Beruf oder gegebe­
nenfalls in der gleichen Beschäftigung zurückgelegt
worden sind . Erfüllt der Versicherte auch unter Berück­
sichtigung solcher Zeiten nicht die Anspruchsvorausset­
zungen für diese Leistungen, so werden diese Zeiten für
die Gewährung der Leistungen des allgemeinen
Systems, oder, falls es ein solches nicht gibt , des
Systems für Arbeiter bzw. für Angestellte berücksich­
tigt , sofern die betreffende Person dem einen oder
anderen dieser Systeme angeschlossen war .

( 3 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats die Gewährung bestimmter Leistungen davon
abhängig, daß Versicherungszeiten ausschließlich in
einem Beruf zurückgelegt worden sind , für den ein
Sondersystem für Selbständige gilt , so werden für die
Gewährung dieser Leistungen die nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten
nur dann berücksichtigt , wenn sie in einem entspre­
chenden System , oder , falls es ein solches nicht gibt, in
dem gleichen Beruf zurückgelegt worden sind . In
Anhang IV Teil B sind für jeden betroffenen Mitglied­
staat die Systeme für Selbständige im Sinne dieses
Absatzes aufgeführt . Erfüllt der Betreffende auch unter
Berücksichtigung der in diesem Absatz genannten Zei­
ten nicht die Anspruchsvoraussetzungen für diese Lei­
stungen , so werden diese Zeiten für die Gewährung von
Leistungen des allgemeinen Systems oder , falls es ein
solches nicht gibt , des Systems für Arbeiter bzw. für
Angestellte berücksichtigt , sofern die betreffende Person
dem einen oder anderen dieser Systeme angeschlossen
war .

(4 ) Die in einem Sondersystem eines Mitgliedstaats
zurückgelegten Versicherungszeiten werden im allge­
meinen System oder , falls es ein solches nicht gibt , im
System für Arbeiter bzw. für Angestellte eines anderen
Mitgliedstaats für den Erwerb, die Aufrechterhaltung
oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs selbst
dann berücksichtigt , wenn sie in dem letztgenannten
Staat in einem System gemäß Absatz 2 oder Absatz 3
Satz 1 bereits berücksichtigt worden sind , sofern die
betreffende Person dem einen oder anderen dieser Syste­
me angeschlossen war .

Artikel 46

Feststellung der Leistungen

( 1 ) Sind die Voraussetzungen für den Leistungsan­
spruch nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
auch ohne Anwendung des Artikels 45 und des Artikels
40 Absatz 3 erfüllt , so gilt folgendes :

a ) Der zuständige Träger berechnet den Leistungsbe­
trag, der wie folgt geschuldet würde :

i ) allein nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften ,

ii ) nach Absatz 2 .

b ) Der zuständige Träger kann jedoch auf die Berech­
nung gemäß Buchstabe a) Ziffer ii ) verzichten, wenn
das Ergebnis dieser Berechnung dem Ergebnis der
Berechnung gemäß Buchstabe a ) Ziffer i), abgese­
hen von Rundungsdifferenzen , entspricht oder es
unterschreitet , sofern die von diesem Träger anzu­
wendenden Rechtsvorschriften keine Doppellei­

. stungsbestimmungen gemäß den Artikeln 46b und
46c enthalten oder , falls die Rechtsvorschriften sol­
che Bestimmungen im Fall des Artikels 46c enthal­
ten, sofern die Berücksichtigung von Leistungen
unterschiedlicher Art nur nach dem Verhältnis der
allein nach seinen Rechtsvorschriften zurückgeleg­
ten Versicherungs- oder Wohnzeiten zu den nach
diesen Rechtsvorschriften für die Gewährung der
vollen Leistung erforderlichen Versicherungs- oder
Wohnzeiten vorgesehen ist .
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treffen von Leistungen bei Invalidität , Alter oder für
Hinterbliebene, die auf der Grundlage der von ein- und
derselben Person zurückgelegten Versicherungs- und/
oder Wohnzeiten berechnet oder gewährt wurden .

(2 ) Im Sinne dieses Kapitels bedeutet das Zusammen­
treffen von Leistungen unterschiedlicher Art: jedes
Zusammentreffen von Leistungen , die im Sinne des
Absatzes 1 nicht als Leistungen gleicher Art betrachtet
werden können .

(3 ) Für die Anwendung der Kürzungs-, Ruhens- und
Entziehungsbestimmungen nach den Rechtsvorschriften
eines Mitgliedstaats bei Zusammentreffen einer Lei­
stung bei Invalidität , Alter oder für Hinterbliebene mit
einer Leistung gleicher Art oder einer Leistung unter­
schiedlicher Art oder mit sonstigen Einkünften gelten
folgende Vorschriften :

a ) Die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats erworbenen Leistungen oder die in einem
anderen Mitgliedstaat erzielten Einkünfte werden
nur berücksichtigt , wenn die Rechtsvorschriften des
ersten Mitgliedstaaten die Berücksichtigung solcher
im Ausland erworbenen Leistungen oder dort erziel­
ter Einkünfte vorsehen.

b ) Der Betrag der von einem anderen Mitgliedstaat zu
zahlenden Leistungen wird vor Abzug der Steuern ,
Sozialversicherungsbeiträge und anderer individuel­
ler Abgaben oder Abzüge berücksichtigt .

c) Der Betrag der nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats erworbenen Leistungen , die
auf der Grundlage einer freiwilligen Versicherung
oder freiwilligen Weiterversicherung gewährt wer­
den, wird nicht berücksichtigt .

d ) Sind Kürzungs-, Ruhens- bzw. Entziehungsbestim­
mungen nach den Rechtsvorschriften eines einzigen
Mitgliedstaats anwendbar , weil der Versicherte auf­
grund der Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaa­
ten geschuldete Leistungen gleicher oder unter­
schiedlicher Art oder andere im Hoheitsgebiet ande­
rer Mitgliedstaaten erzielte Einkünfte bezieht , so
kann die nach den Rechtsvorschriften des ersten
Mitgliedstaats geschuldete Leistung nur um den
Betrag der nach den Rechtsvorschriften der anderen
Mitgliedstaaten geschuldeten Leistungen oder der
im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten
erzielten Einkünfte gekürzt werden.

In Anhang IV Teil C sind für jeden betroffenen
Mitgliedstaat die Fälle aufgeführt , in denen die
Berechnungen zu einem solchen Ergebnis führen .

( 2) Sind die Voraussetzungen für den Leistungsan­
spruch nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
nur nach Anwendung des Artikels 45 und/ oder des
Artikels 40 Absatz 3 erfüllt , so gilt folgendes:

a ) Der zuständige Träger berechnet den theoretischen
Betrag der Leistung, auf die die betreffende Person
Anspruch hätte , wenn alle nach den für den Arbeit­
nehmer oder Selbständigen geltenden Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten zurückgelegten Versi­
cherungs- und/oder Wohnzeiten nur in dem betref­
fenden Staat und nach den für diesen Träger zum
Zeitpunkt der Feststellung der Leistung geltenden
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden wären. Ist
nach diesen Rechtsvorschriften der Betrag der Lei­
stung von der Dauer der zurückgelegten Zeiten
unabhängig, so gilt dieser Betrag als theoretischer
Betrag.

b ) Der zuständige Träger ermittelt sodann den tatsäch­
lich geschuldeten Betrag auf der Grundlage des
unter Buchstabe a ) genannten theoretischen Betra­
ges nach dem Verhältnis zwischen den nach seinen
Rechtsvorschriften vor Eintritt des Versicherungs­
falles zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzei­
ten und den gesamten nach den Rechtsvorschriften
aller beteiligten Mitgliedstaaten vor Eintritt des
Versicherungsfalles zurückgelegten Versicherungs­
und Wohnzeiten .

( 3 ) Die betreffende Person hat gegen den zuständigen
Träger jedes beteiligten Mitgliedstaats Anspruch auf
den höchsten nach den Absätzen 1 und 2 errechneten
Betrag , wobei gegebenenfalls alle Kürzungs-, Ruhens­
oder Entziehungsbestimmungen der Rechtsvorschriften ,
aufgrund derer diese Leistung geschuldet wird, zur
Anwendung kommen.

Ist dies der Fall , erstreckt sich der vorzunehmende
Vergleich auf die nach Anwendung dieser Bestimmun­
gen ermittelten Beträge .

(4 ) Ist die Summe der Leistungsbeträge , die von den
zuständigen Trägern von zwei oder mehr Mitgliedstaa­
ten der Gemeinschaft aufgrund eines mehrseitigen
Abkommens über soziale Sicherheit im Sinne von Arti­
kel 6 Buchstabe b) für Invaliditäts-, Alters- oder Hinter­
bliebenenrenten zu zahlen ist , nicht höher als die Sum­
me, die diese Mitgliedstaaten nach den Absätzen 1 bis 3
zu zahlen hätten , so gelten für den Berechtigten die
Vorschriften dieses Kapitels .

Artikel 46a

Allgemeine Vorschriften über die nach den Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten auf Leistungen bei Invalidität, Alter oder
Tod anzuwendenden Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbe­
stimmungen

( 1 ) Im Sinne dieses Kapitels bedeutet das Zusammen­
treffen von Leistungen gleicher Art: jedes Zusammen­

Artikel 46b

Besondere Vorschriften für das Zusammentreffen von Leistun­
gen gleicher Art , die nach den Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten geschuldet werden

( 1 ) Die nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats vorgesehenen Kürzungs-, Ruhens- oder Entzie­
hungsbestimmungen gelten nicht für eine nach Artikel
46 Absatz 2 berechnete Leistung.
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(2 ) Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats über
die Kürzung, das Ruhen oder die Entziehung einer
Leistung dürfen auf eine nach Artikel 46 Absatz 1
Buchstabe a ) Ziffer i ) berechnete Leistung nur dann
angewandt werden , wenn es sich :

a) um eine Leistung handelt , deren Höhe von der
Dauer der zurückgelegten Versicherungs- oder
Wohnzeiten unabhängig ist und die in Anhang IV
Teil D aufgeführt ist , oder

b) um eine Leistung handelt , deren Höhe aufgrund
einer fiktiven Zeit bestimmt wird , die als zwischen
dem Eintritt des Versicherungsfalls und einem spä­
teren Zeitpunkt zurückgelegt betrachtet wird . In
diesem letzteren Fall finden die genannten Vor­
schriften Anwendung bei Zusammentreffen einer
solchen Leistung

i ) mit einer Leistung gleichen Typs, außer wenn
ein Abkommen zwischen zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten zur Vermeidung einer zwei- oder
mehrfachen Berücksichtigung der gleichen fikti­
ven Zeit geschlossen wurde, oder

ii ) mit einer Leistung der in Buchstabe a ) genann­
ten Art .

Die unter b) genannten Leistungen und Abkommen
sind in Anhang IV Teil D aufgeführt .

Artikel 46c

Besondere Vorschriften für das Zusammentreffen einer oder
mehrerer Leistungen nach Artikel 46a Absatz 1 mit einer oder
mehr Leistungen unterschiedlicher Art oder mit sonstigen
Einkünften, wenn zwei oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt
sind

( 1 ) Führt der Bezug von Leistungen unterschiedlicher
Art oder von sonstigen Einkünften gleichzeitig zur
Kürzung, zum Ruhen oder zur Entziehung von zwei
oder mehr Leistungen nach Artikel 46 Absatz 1 Buch­
stabe a) Ziffer i), so werden Beträge , die bei strenger
Anwendung der in den Rechtsvorschriften der betref­
fenden Mitgliedstaaten vorgesehenen Kürzungs-, Ru­
hens- oder Entziehungsbestimmungen nicht ausgezahlt
werden, durch die Zahl der zu kürzenden , zum Ruhen
zu bringenden oder zu entziehenden Leistungen
geteilt .

(2 ) Handelt es sich um eine nach Artikel 46 Absatz 2
berechnete Leistung, so werden die Leistung oder die
Leistungen unterschiedlicher Art der anderen Mitglied­
staaten oder die sonstigen Einkünfte und alle in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats für die Anwen­
dung der Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestim­
mungen vorgesehenen Bezugsgrößen nach dem Verhält­
nis zwischen den unter Artikel 2 Buchstabe b) fallenden
und bei der Berechnung dieser Leistung zugrunde geleg­
ten Versicherungs- und /oder Wohnzeiten berücksich­
tigt .

(3 ) Führt der Bezug von Leistungen unterschiedlicher
Art oder von sonstigen Einkünften gleichzeitig zur
Kürzung, zum Ruhen oder zur Entziehung von einer

oder mehr Leistungen nach Artikel 46 Absatz 1 Buch­
stabe a) Ziffer i ) und von einer oder mehr Leistungen
nach Artikel 46 Absatz 2 , so gelten folgende Vorschrif­
ten :

a ) Bei einer Leistung oder Leistungen nach Artikel 46
Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer i ) werden die Beträge,
die bei strenger Anwendung der in den Rechtsvor­
schriften der betreffenden Mitgliedstaaten vorgese­
henen Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestim­
mungen nicht ausgezahlt werden , durch die Zahl
der zu kürzenden , zum Ruhen zu bringenden oder
zu entziehenden Leistungen geteilt .

b ) Bei einer Leistung oder Leistungen , die nach Artikel
46 Absatz 2 berechnet werden, wird nach Maßgabe
des Absatzes 2 gekürzt , zum Ruhen gebracht oder
entzogen .

(4 ) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
in den Fällen nach Absatz 1 und Absatz 3 Buchstabe a)
vor, daß bei der Anwendung der Kürzungs-, Ruhens­
oder Entziehungsbestimmungen Leistungen unter­
schiedlicher Art und/oder sonstige Einkünfte sowie alle
anderen Bezugsgrößen nach dem Verhältnis zwischen
den unter Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe b) fallenden
Versicherungszeiten zu berücksichtigen sind , findet die
in den vorhergehenden Absätzen vorgesehene Teilung
bei diesem Mitgliedstaat keine Anwendung.

( 5 ) Alle vorstehenden Bestimmungen gelten in den
Fällen , in denen nach den Rechtsvorschriften von einem
oder mehreren Mitgliedstaaten der Anspruch auf eine
Leistung bei Bezug einer nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats geschuldeten Leistung
unterschiedlicher Art oder sonstiger Einkünfte nicht
begründet werden kann , sinngemäß.

Artikel 47

Ergänzende Vorschriften für die Berechnung der Leistungen

( 1 ) Für die Berechnung des theoretischen Betrags und
des zeitanteiligen Betrags nach Artikel 46 Absatz 2 gilt
folgendes :

a) Übersteigt die Gesamtdauer der vor Eintritt des
Versicherungsfalls nach den Rechtsvorschriften aller
beteiligten Mitgliedstaaten zurückgelegten Versiche­
rungs- und Wohnzeiten die in den Rechtsvorschrif­
ten eines dieser Mitgliedstaaten für die Gewährung
der vollen Leistung vorgeschriebene Höchstdauer ,
so berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staa­
tes diese Höchstdauer anstelle der Gesamtdauer
dieser Zeiten . Diese Berechnungsmethode kann den
betreffenden Versicherungsträger nicht zur Gewäh­
rung einer Leistung verpflichten, deren Betrag die
volle nach seinen Rechtsvorschriften vorgesehene
Leistung übersteigt . Diese Bestimmung gilt nicht für
Leistungen , deren Höhe sich nach der Versiche­
rungsdauer richtet .

b ) Die Einzelheiten für die Berücksichtigung der sich
überschneidenden Zeiten werden in der in Artikel
98 vorgesehenen Durchführungsverordnung festge­
legt .
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g) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen eine durchschnittliche Beitragsbemes­
sungsgrundlage heranzuziehen ist, ermittelt diese
Durchschnittsgrundlage gemäß den allein nach den
Rechtsvorschriften dieses Staates zurückgelegten
Versieherungszeiten .

( 2 ) Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats über die
Anpassung der bei der Berechnung der Leistungsbeträge
berücksichtigten Rententeile gelten gegebenenfalls für
die vom zuständigen Träger dieses Staates gemäß
Absatz 1 berücksichtigten Rententeile für Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften
anderer Mitgliedstaaten .

(3 ) Wird nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats der Leistungsbetrag unter Berücksichtigung von
Familienangehörigen außer Kindern festgelegt, so
berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates auch
diejenigen Familienangehörigen der betreffenden Per­
son, die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats woh­
nen, als wohnten sie im Gebiet des zuständigen Staa­
tes.

c) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen ein Durchschnittsarbeitsentgelt , -arbeits­
einkommen , -beitrag, -steigerungsbetrag oder das
Verhältnis zugrunde zu legen ist , das während der
Versicherungszeiten zwischen dem Bruttoarbeitsent­
gelt oder -arbeitseinkommen des Versicherten und
dem Durchschnittsbruttoarbeitsentgelt oder -ar­
beitseinkommen aller Versicherten mit Ausnahme
der Lehrlinge bestand , ermittelt die genannten
Durchschnitts- oder Verhältniszahlen ausschließlich
aufgrund der nach den Rechtsvorschriften dieses
Staates zurückgelegten Versicherungszeiten oder des
Bruttoarbeitsentgelts bzw. -arbeitseinkommens, das
der Versicherte während dieser Zeiten bezogen
hat .

d) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen die Höhe der Arbeitsentgelte, Arbeits­
einkommen , Beiträge oder Steigerungsbeträge zu­
grunde zu legen ist , ermittelt die Entgelte , Einkom­
men, Beiträge oder Steigerungsbeträge für die nach
den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zu­
rückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten auf
der Grundlage der Durchschnittsarbeitsentgelte , -ar­
beitseinkommen , -beiträge oder -steigerungsbeträ­
ge , die für die Versicherungszeiten festgestellt wor­
den sind, die nach den von dem genannten Träger
angewendeten Rechtsvorschriften zurückgelegt wur­
den.

e) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen ein Pauschalarbeitsentgelt , -arbeitsein­
kommen oder -betrag zugrunde zu legen ist , berück­
sichtigt für die nach den Rechtsvorschriften anderer
Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- oder
Wohnzeiten Entgelte , Einkommen oder Beträge in
Höhe des Pauschalarbeitsentgelts, -arbeitseinkom­
mens oder -betrags oder gegebenenfalls der durch­
schnittlichen Pauschalarbeitsentgelte , -arbeitsein­
kommen oder -beträge für Versicherungszeiten , die
nach den von dem genannten Träger angewendeten
Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden.

f) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen für bestimmte Zeiten die Höhe der Ent­
gelte oder Einkommen und für andere Zeiten ein
Pauschalarbeitsentgelt , -arbeitseinkommen oder
-betrag zugrunde zu legen ist , berücksichtigt für die
nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaa­
ten zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten
die nach Buchstabe d) oder e) ermittelten Entgelte ,
Einkommen oder Beträge beziehungsweise den
Durchschnitt dieser Entgelte , Einkommen oder
Beträge ; wird bei der Berechnung der Leistungen für
sämtliche nach den Rechtsvorschriften des ersten
Staates zurückgelegten Versicherungszeiten ein Pau­
schalarbeitsentgelt , -arbeitseinkommen oder -betrag
zugrunde gelegt , so berücksichtigt der zuständige
Träger dieses Staates für die nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten
Versicherungszeiten ein fiktives Entgelt bzw. Ar­
beitseinkommen, das diesem Pauschalentgelt, -ar­
beitseinkommen oder -betrag entspricht .

(4 ) Müssen nach den vom zuständigen Träger eines
Mitgliedstaats angewandten Rechtsvorschriften bei der
Berechnung der Leistungen Löhne und Gehälter berück­
sichtigt werden , so stellt der zuständige Träger dieses
Mitgliedstaats , wenn Artikel 45 Absatz 6 Unterabsätze
1 und 2 zur Anwendung gelangt ist und in einem
Mitgliedstaat bei der Feststellung der Rente lediglich
Zeiten der Vollarbeitslosigkeit berücksichtigt werden
können, für die Leistungen gemäß Artikel 71 Absatz 1
Buchstabe a) Ziffer ii ) bzw . Buchstabe b) Ziffer ii )
erster Satz in Anspruch genommen wurden, gemäß den
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften die Rente
unter Zugrundelegung des Ecklohns fest , den er zur
Berechnung dieser Leistungen herangezogen hat .

Artikel 48

Versicherungs- oder Wohnzeiten von weniger als einem Jahr

( 1 ) Der Träger eines Mitgliedstaats ist ungeachtet des
Artikels 46 Absatz 2 nicht verpflichtet, Leistungen aus
Zeiten zu gewähren, die nach den von ihm angewende­
ten Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden und im
Zeitpunkt des Versicherungsfalls zur berücksichtigen
sind , wenn:

— die Dauer dieser Zeiten weniger als ein Jahr beträgt
und

— aufgrund allein dieser Zeiten kein Leistungsan­
spruch nach diesen Rechtsvorschriften erworben
worden ist .
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(2 ) Gemäß Absatz 1 nach den Rechtsvorschriften eines
oder mehrerer beteiligter Mitgliedstaaten gewährte Lei­
stungen werden , sobald die Voraussetzungen der
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer beteilig­
ter Mitgliedstaaten, die für den Versicherten galten ,
erfüllt sind, nach Artikel 46 von Amts wegen gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 45 und
gegebenenfalls unter erneuter Berücksichtigung von
Absatz 1 neu berechnet . Dieser Absatz gilt entspre­
chend , wenn eine Person die bislang nach Artikel 44
Absatz 2 Satz 2 aufgeschobene Feststellung der nach
den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitglied­
staaten erworbenen Ansprüche auf Leistungen bei Alter
beantragt .

(3 ) Eine Neuberechnung nach Absatz 1 erfolgt unbe­
schadet des Artikels 40 Absatz 2 von Amts wegen ,
wenn die Voraussetzungen einer oder mehrerer dieser
Rechtsvorschriften nicht mehr erfüllt sind .

(2 ) Die nach Absatz 1 genannten Zeiten werden vom
zuständigen Träger jedes anderen Mitgliedstaats bei der
Anwendung von Artikel 46 Absatz 2 — mit Ausnahme
des Buchstabens b ) — berücksichtigt.

( 3 ) Führt die Anwendung von Absatz 1 zur Befreiung
aller Träger der betreffenden Staaten von der Leistungs­
pflicht , so werden die Leistungen ausschließlich nach
den Rechtsvorschriften des letzten dieser Staaten
gewährt , dessen Voraussetzungen erfüllt sind ; dabei
gelten alle zurückgelegten und gemäß Artikel 45 Absät­
ze 1 bis 4 angerechneten Versicherungs- und Wohnzei­
ten als nach den Rechtsvorschriften dieses Staates
zurückgelegt.

Artikel 49

Berechnung der Leistungen, wenn der Betreffende nicht gleich­
zeitig die Voraussetzungen nach sämtlichen Rechtsvorschriften
erfüllt, nach denen Versicherungs- oder Wohnzeiten zurückge­
legt wurden, oder wenn er ausdrücklich beantragt hat, die
Feststellung der Leistungen bei Alter aufzuschieben

( 1 ) Erfüllt der Betreffende zu einem bestimmten Zeit­
punkt, gegebenenfalls auch unter Berücksichtigung des
Artikels 45 und/oder des Artikels 40 Absatz 3 , nicht
die Voraussetzungen für die Leistungsgewährung nach
den Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten, die für ihn
galten, sondern nur die Voraussetzungen nach den
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer dieser Staaten,
so gilt folgendes:

a ) Jeder zuständige Träger , nach dessen Rechtsvor­
schriften die Voraussetzungen erfüllt sind, berech­
net nach Artikel 46 den Betrag der geschuldeten
Leistung.

b ) Dabei gelten jedoch folgende Bestimmungen :

i) Erfüllt der Betreffende die Voraussetzungen
nach den Rechtsvorschriften mindestens zweier
Mitgliedstaaten, ohne daß Versicherungs- oder
Wohnzeiten berücksichtigt werden müssen , die
nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt wur­
den , deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind,
so bleiben diese Zeiten bei der Anwendung des
Artikels 46 Absatz 2 unberücksichtigt;

ii ) erfüllt der Betreffende die Voraussetzungen nur
nach den Rechtsvorschriften eines einzigen Mit­
gliedstaats , ohne daß die Versicherungs- oder
Wohnzeiten berücksichtigt werden müssen , die
nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt wur­
den , deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind ,
so wird der Betrag der geschuldeten Leistung
ausschließlich nach den Rechtsvorschriften , de­
ren Voraussetzungen erfüllt sind , und unter
alleiniger Berücksichtigung der nach diesen
Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten be­
rechnet .

Dieser Absatz gilt entsprechend, wenn der Betref­
fende gemäß Artikel 44 Absatz 2 zweiter Satz
ausdrücklich beantragt hat , die Feststellung der
Leistungen bei Alter aufzuschieben .

Artikel 50

Gewährung einer Zulage, wenn die Summe der nach den
Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten geschuldeten
Leistungen nicht den Mindestbetrag erreicht, der in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats vorgesehen ist, in dessen
Gebiet der Empfänger wohnt

Der Empfänger von Leistungen nach diesem Kapitel
darf in dem Mitgliedstaat , in dessen Hoheitsgebiet er
wohnt und nach dessen Rechtsvorschriften ihm eine
Leistung zusteht , keinen niedrigeren Leistungsbetrag als
die Mindestleistung erhalten, die nach den Rechtsvor­
schriften dieses Mitgliedstaats für eine Versicherungs­
oder eine Wohnzeit vorgesehen ist , welche den Zeiten
insgesamt entspricht, die bei der Feststellung seiner
Leistung gemäß den vorstehenden Artikeln angerechnet
wurden . Der zuständige Träger dieses Staates zahlt dem
Betreffenden gegebenenfalls während der gesamten
Zeit , in der er im Hoheitsgebiet dieses Staates wohnt ,
eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen
der Summe der nach diesem Kapitel geschuldeten Lei­
stungen und dem Betrag der Mindestleistung.

Artikel 51

Anpassung und Neuberechnung der Leistungen

( 1 ) Der Prozentsatz oder Betrag , um den bei einem
Anstieg der Lebenshaltungskosten , bei Änderung des
Lohnniveaus oder aus anderen Anpassungsgründen die
Leistungen in den betreffenden Mitgliedstaaten geän­
dert werden, gilt unmittelbar für die nach Artikel 46
festgestellten Leistungen , ohne daß eine Neuberechnung
nach Artikel 46 vorzunehmen ist .

(2 ) Bei Änderungen des Feststellungsverfahrens oder
der Berechnungsmethode für die Leistungen ist dagegen
eine Neuberechnung nach Artikel 46 vorzunehmen."
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4. In Artikel 60 Absatz 1 wird folgender Buchstabe
eingefügt :

„d ) Die in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
vorgesehenen Bestimmungen über die Kürzung,
das Ruhen oder die Entziehung lassen sich nicht
gegen den Empfänger von Leistungen anwenden ,
die von den Trägern zweier Mitgliedstaaten gemäß
Buchstabe b) festgestellt wurden."

5 . Artikel 94 Absatz 10 erhält folgende Fassung:

„( 10 ) Die Ansprüche der Betreffenden , deren Rente
vor Inkrafttreten des Artikels 45 Absatz 6 festgestellt
worden ist , können auf Antrag nach Maßgabe des
Artikels 45 Absatz 6 neu festgestellt werden."

( 2 ) Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen
nach der Verordnung (EWG ) Nr. 1248 / 92 werden
sämtliche Versicherungs- oder Wohnzeiten berücksich­
tigt , die nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats vor dem 1 . Juni 1992 zurückgelegt worden
sind .

( 3 ) Vorbehaltlich des Absatzes 1 wird ein Leistungsan­
spruch nach der Verordnung (EWG ) Nr. 1248 / 92 auch
für Ereignisse begründet , die vor dem 1 . Juni 1992
liegen .

(4 ) Die Ansprüche von Personen, deren Rente vor dem
1 . Juni 1992 festgestellt worden ist , können auf Antrag
nach Maßgabe der Verordnung (EWG) Nr . 1248 / 92
neu festgestellt werden .

( 5 ) Wird der Antrag nach Absatz 4 innerhalb von zwei
Jahren nach dem 1 . Juni 1992 gestellt , so werden die
Ansprüche aufgrund der Verordnung (EWG) Nr.
1248 /92 mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an erwor­
ben , ohne daß den betreffenden Personen Ausschlußfri­
sten oder Verjährungsfristen eines Mitgliedstaats entge­
gengehalten werden können .

( 6 ) Wird der Antrag nach Absatz 4 erst nach Ablauf
von zwei Jahren nach dem 1 . Juni 1992 gestellt , so
werden nicht ausgeschlossene oder nicht verjährte
Ansprüche vorbehaltlich etwaiger günstigerer Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats vom Tag der Antrag­
stellung an erworben."

6 . Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 9Sa

Übergangsbestimmungen für die Durchführung der Verord­
nung ( EWG) Nr. 1248 /92

( 1 ) Die Verordnung (EWG) Nr. 1248 /92 begründet
keinen Anspruch für den Zeitraum vor dem 1 . Juni
1992 .

7 . Anhang IV erhält folgende Fassung:

„ANHANG IV

(Artikel 37 Absatz 2, Artikel 38 Absatz 3 , Artikel 45 Absatz 3 , Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe
b) und Artikel 46b Absatz 2 der Verordnung)

A.

Rechtsvorschriften im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung, nach denen die Höhe der
Leistungen bei Invalidität nicht von der Dauer der Versicherungszeiten abhängt

A. BELGIEN

Die Rechtsvorschriften über die allgemeine Versicherung für den Fall der Invalidität , über
das Sondersystem für den Fall der Invalidität der Bergarbeiter , über das Sondersystem für
Seeleute der Handelsmarine und die Rechtsvorschriften über die Arbeitsunfähigkeitsversi­
cherung für Selbständige .

B. DÄNEMARK

Keine .

C. DEUTSCHLAND

Keine .

D. SPANIEN

Die Rechtsvorschriften des allgemeinen Systems und der Sondersysteme über die Versiche­
rung für den Fall der Invalidität .
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E. FRANKREICH

1 . Arbeitnehmer

Sämtliche Rechtsvorschriften über die Versicherung für den Fall der Invalidität , mit
Ausnahme der Rechtsvorschriften über die Versicherung für den Fall der Invalidität im
System der sozialen Sicherheit für Bergarbeiter .

2 . Selbständige
Die Rechtsvorschriften über die Versicherung der Selbständigen in der Landwirtschaft
für den Fall der Invalidität .

F. GRIECHENLAND .

Die Rechtsvorschriften über die Versicherung in der Landwirtschaft .

G. IRLAND

Teil II Kapitel 10 des kodifizierten Gesetzes von 1981 über die soziale Sicherheit und die
Sozialhilfe ( Social Weifare ( Consolidation) Act 1981 ).

H. ITALIEN

Keine .

I. LUXEMBURG

Keine .

J. NIEDERLANDE

a) Gesetz vom 18 . Februar 1966 über die Arbeitsunfähigkeitsversicherung, in geänderter
Fassung .

b ) Gesetz vom 11 . Dezember 1975 über die allgemeine Arbeitsunfähigkeitsversicherung, in
geänderter Fassung .

K. PORTUGAL

Keine .

L. VEREINIGTES KÖNIGREICH

a) Großbritannien
Abschnitt 15 des Gesetzes von 1975 über die soziale Sicherheit ( Social Security Act
1975 ).
Abschnitte 14 bis 16 des Gesetzes von 1975 über die Renten der sozialen Sicherheit
( Social Security Pensions Act 1975 );

b) Nordirland
Abschnitt 15 des Gesetzes von 1975 über die soziale Sicherheit (Nordirland ) ( Social
Security (Northern Ireland) Act 1975 ).
Artikel 16 bis 18 der Verordnung von 1975 über die Renten der sozialen Sicherheit
(Nordirland) ( Social Security Pensions (Northern Ireland) Order 1975 ).

B.

Sondersysteme für Selbständige im Sinne des Artikels 38 Absatz 3 und des Artikels 45 Absatz 3
der Verordnung

A. BELGIEN

Keine .

B. DÄNEMARK

Keine .
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C. DEUTSCHLAND

Altershilfe für Landwirte .

D. SPANIEN

Regelung zur Herabsetzung des Rentenalters für Selbständige in der Schiffahrt , die eine der
im Königlichen Erlaß Nr . 2309 vom 23 . Juli 1970 beschriebenen Tätigkeiten ausüben.

E. FRANKREICH

Keine .

F. GRIECHENLAND

Keine .

G. IRLAND

Keine.

H. ITALIEN

Rentenversicherung für (Assicurazione pensioni per):

— Ärzte (medici )

— Apotheker ( farmacisti )

— Tierärzte (veterinari )

— Hebammen (ostetriche)

— Ingenieure und Architekten ( ingegneri ed architetti )

— Vermesser (geometri )

— Anwälte und Rechtsbeistände ( avvocati e procuratori )

— Diplomkaufleute (dottori commercialisti )

— Buch- und Wirtschaftsprüfer (ragionieri e periti commerciali )
— Sozialrechtsberater (consulenti del lavoro)

— Notare (notai )

— Zollagenten ( spedizionieri doganali ).

I. LUXEMBURG

Keine .

J. NIEDERLANDE

Keine .

K. PORTUGAL

Keine .

L. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine .

C.

Fälle im Sinne von Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung, in denen auf die
Berechnung der Leistung gemäß Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung verzichtet werden kann

A. BELGIEN

Keine .
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B. DANEMARK

Alle Anträge auf Renten nach dem Gesetz über die Volksrente mit Ausnahme der in An­
hang IV Teil D aufgeführten Renten .

C. DEUTSCHLAND

Keine .

D. SPANIEN

Keine .

E. FRANKREICH

Keine.

F. GRIECHENLAND

Keine .

G. IRLAND

Alle Anträge auf Ruhestandsrenten , beitragsbedingte Altersrenten und Witwenrenten.

H. ITALIEN

Alle Anträge auf Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenrenten der Arbeitnehmer sowie
der nachstehenden Gruppen von Selbständigen : Landwirte , Halbpächter, Pächter , Hand­
werker , Handel- und Gewerbetreibende.

I. LUXEMBURG

Keine.

J. NIEDERLANDE

Alle Anträge auf Altersrente nach dem Gesetz vom 31 . Mai 1956 über die allgemeine
Altersversicherung, in geänderter Fassung.

K. PORTUGAL

Alle Anträge auf Invaliditäts-, Alters- und Witwen- bzw. Witwerrenten .

L. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Alle Anträge auf Altersrente und Witwenleistungen nach Titel III Kapitel 3 der Verordnung,
mit Ausnahme derjenigen , bei denen die betreffende Person in einem am oder nach dem
6 . April 1975 beginnenden maßgebenden Einkommensteuerjähr Versicherungs-, Beschäfti­
gungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften sowohl des Vereinigten Königreichs
als auch eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegt hat .

D.

Leistungen und Abkommen im Sinne von Artikel 46b Absatz 2 der Verordnung

1 . Leistungen im Sinne von Artikel 46b Absatz 2 Buchstabe a ) der Verordnung , deren Betrag
von der Dauer der zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten unabhängig ist .

a) Die nach den Rechtsvorschriften in Teil A dieses Anhangs vorgesehenen Leistungen bei
Invalidität .

b ) Der volle Satz der dänischen Volksaltersrente , auf die Personen nach zehnjähriger
Wöhnzeit Anspruch haben , denen spätestens ab 1 . Oktober 1989 eine Rente gewährt
worden ist .

c) Die niederländische Witwenrente nach dem Gesetz vom 9 . April 1959 über die
allgemeine Witwen- und Waisenversicherung in seiner geänderten Fassung.
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d) Die im allgemeinen System und in den Sondersystemen gewährten spanischen Hinter­
bliebenenrenten .

e) Die Witwenstandsbeihilfe der Witwenstandsversicherung des allgemeinen französischen
Systems der sozialen Sicherheit oder des Versicherungssystems der landwirtschaftlichen
Lohnarbeitskräfte .

f) Die Rente für invalide Witwer oder Witwen des allgemeinen französischen Systems der
sozialen Sicherheit oder des Versicherungssystems der landwirtschaftlichen Lohnarbeits­
kräfte , wenn sie auf der Grundlage einer nach Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer i)
festgestellten Invaliditätsrente des verstorbenen Ehegatten berechnet wird .

2 . Leistungen im Sinne des Artikels 46b Absatz 2 Buchstabe b ) der Verordnung, deren Betrag
nach Maßgabe einer als zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und einem späteren
Zeitpunkt zurückgelegt betrachteten fiktiven Zeit bestimmt wird .

a ) Die dänischen vorgezogenen Altersrenten , deren Höhe nach den vor dem 1 . Oktober
1984 geltenden Rechtsvorschriften festgesetzt wird;

b) die deutschen Invaliditäts- und Hinterbliebenenrenten , bei denen eine Zurechnungszeit
berücksichtigt wird , und die deutschen Altersrenten , bei denen eine bereits erworbene
Zurechnungszeit berücksichtigt wird;

c) die luxemburgischen Invaliditäts- und Hinterbliebenenrenten ;

d) die italienischen Erwerbsunfähigkeitsrenten („inabilitä").

3 . Abkommen im Sinne von Artikel 46b Absatz 2 Buchstabe b ) Ziffern i ) der Verordnung zur
Vermeidung der zwei- oder mehrfachen Anrechnung ein und derselben fiktiven Zeit .

Abkommen zwischen der Regierung des Großherzogtums Luxemburg und der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland vom 20. Juli 1978 über verschiedene Fragen der sozialen
Sicherheit ."

8 . Anhang VI wird wie folgt geändert :

a ) In Abschnitt A (Belgien) werden folgende Nummern hinzugefügt :

„9 . Bei der Berechnung des theoretischen Betrags einer Invaliditätsrente nach Artikel 46
Absatz 2 der Verordnung stützt sich der zuständige belgische Träger auf das
Einkommen, das der Betreffende in seinem zuletzt ausgeübten Beruf hatte .

10 . Arbeitnehmer oder Selbständige, die nach den belgischen Rechtsvorschriften für die
Kranken- und Invalidenversicherung, die die Gewährung eines Leistungsanspruchs
auch vom Bestehen einer Versicherung bei Eintritt des Versicherungsfalls abhängig
machen, in Belgien nicht länger versichert sind, gelten bei Eintritt des Versicherungs­
falls für die Durchführung der Bestimmungen des Titels III Kapitel 3 der Verordnung
als versichert , falls sie nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats gegen
das gleiche Risiko versichert sind .

11 . Hat der Betreffende nach Artikel 45 der Verordnung Anspruch auf eine belgische
Leistung wegen Invalidität , wird nach Maßgabe des Artikels 46 Absatz 2 diese
Leistung wie folgt festgestellt :
a ) entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes vom 9 . August 1963 über die

Schaffung und Gestaltung eines obligatorischen Kranken- und Invalidenversiche­
rungssystems , wenn die betreffende Person bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit nach
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats gegen dieses Risiko als Arbeit­
nehmer im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a) der Verordnung versichert war ;

b ) entsprechend den Bestimmungen des Königlichen Erlasses vom 20 . Juli 1971 über
die Schaffung eines Versicherungssystems für Selbständige für den Fall der Arbeits­
unfähigkeit , wenn die betreffende Person bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit
Selbständiger im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) der Verordnung war."
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b) Abschnitt B ( Dänemark) wird wie folgt geändert :

i ) Nummer 7 erhält folgende Fassung :
„7 . Artikel 46a Absatz 3 Buchstabe d ) und Artikel 46c Absätze 1 und 3 der

Verordnung und Artikel 7 Absatz 1 der Durchführungsverordnung gelten nicht für
die nach dänischen Rechtsvorschriften festgestellten Renten ."

ii ) Nummer 9 erhält folgende Fassung :
„9 . Hat der Empfänger einer — gegebenenfalls vorgezogenen — dänischen Altersrente

ebenfalls Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente aus einem anderen Mitgliedstaat,
so gelten diese Renten zur Anwendung der dänischen Rechtsvorschriften als
Leistungen gleicher Art im Sinne des Artikels 46a Absatz 1 der Verordnung, wobei
jedoch die Person , deren Versicherungs- oder Wohnzeiten der Berechnung der
Hinterbliebenenrente zugrunde liegen , Wohnzeiten in Dänemark zurückgelegt
haben muß."

c) In Abschnitt D ( Spanien ) werden folgende Nummern hinzugefügt :

„3 . Arbeitnehmer oder Selbständige , die nach den spanischen Rechtsvorschriften nicht
mehr versichert sind , gelten bei Eintritt des Versicherungsfalls für die Durchführung
der Bestimmungen von Titel III Kapitel 3 der Verordnung noch als versichert , falls sie
bei Eintritt des Versicherungsfalls nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats versichert sind, oder , wenn keine Versicherung vorliegt , falls nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats eine Leistung geschuldet wird . Diese letzte
Voraussetzung gilt jedoch in dem in Artikel 48 Absatz 1 genannten Fall als erfüllt .

4 . a ) In Anwendung des Artikels 47 erfolgt die Berechnung der spanischen theoretischen
Leistung anhand der Bemessungsgrundlagen für tatsächlich entrichtete Beiträge des
Versicherten in den Jahren unmittelbar vor Entrichtung des letzten Beitrags zur
spanischen sozialen Sicherheit .

b ) Der so ermittelte Betrag der Rente wird für Renten gleicher Art um die für jedes bis
zu dem "Jahr vor Eintritt des Versicherungsfalls folgende Jahr errechneten Steige­
rungs- und Anpassungsbeträge erhöht."

d ) In Abschnitt E (Frankreich ) wird folgende Nummer hinzugefügt:

„8 . Arbeitnehmer , die den französischen Rechtsvorschriften über die Witwenversicherung
des allgemeinen französischen Systems der sozialen Sicherheit oder des Versicherungs­
systems der landwirtschaftlichen Lohnarbeitskräfte nicht mehr unterliegen , gelten bei
Eintritt des Versicherungsfalls für die Durchführung der Bestimmungen von Titel III
Kapitel 3 der Verordnung als nach diesen Rechtsvorschriften versichert , falls sie bei
Eintritt des Versicherungsfalls als Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats versichert sind, oder , wenn dies nicht der Fall ist , falls nach den
für Arbeitnehmer geltenden Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats eine
Hinterbliebenenrente geschuldet wird . Diese Voraussetzung gilt jedoch in dem in
Artikel 48 Absatz 1 genannten Fall als erfüllt ."

e) In Abschnitt F (Griechenland) wird folgende Nummer hinzugefügt :

„4 . Im Rahmen der griechischen Rechtsvorschriften wird Artikel 49 Absatz 2 der Verord­
nung unter der Voraussetzung angewandt , daß sich die dort genannte Neuberechnung
nicht zum Nachteil des Betreffenden auswirkt ."

f) In Abschnitt G (Irland ) wird die Nummer 4 gestrichen .

g) Abschnitt J (Niederlande) wird wie folgt geändert :

i ) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3 . a ) Arbeitnehmer oder Selbständige, die den niederländischen Rechtsvorschriften
über die Witwenversicherung nicht mehr unterliegen , gelten bei Eintritt des
Versicherungsfalls für die Durchführung von Titel III Kapitel 3 der Verordnung
als nach diesen Rechtsvorschriften versichert, falls sie gegen diesen Versiche­
rungsfall nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats versichert
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sind , oder , wenn dies nicht der Fall ist , falls nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats eine Hinterbliebenenrente geschuldet wird . Diese letzte
Voraussetzung gilt jedoch in dem Artikel 48 Absatz 1 genannten Fall als
erfüllt .

b ) Hat eine Witwe nach Buchstabe a) Anspruch auf eine Witwenrente nach den
niederländischen Rechtsvorschriften über die Allgemeine Witwen- und Waisen­
versicherung, so wird diese Rente nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung
berechnet .

Für die Anwendung dieser Bestimmungen gelten als nach diesen niederländi­
schen Rechtsvorschriften zurückgelegte Versicherungszeiten auch Zeiten vor
dem 1 . Oktober 1959 , in denen der Arbeitnehmer oder Selbständige nach
Vollendung des 15 . Lebensjahres im Gebiet der Niederlande gewohnt hat oder
in denen er in den Niederlanden eine entlohnte Tätigkeit im Dienst eines in
diesem Mitgliedstaat ansässigen Arbeitgebers ausgeübt hat , während er im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnte .

c) Nach Buchstabe c ) zu berücksichtigende Zeiten, die mit Versicherungszeiten
zusammenfallen, die nach Maßgabe der Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats über Hinterbliebenenrenten zurückgelegt wurden , bleiben außer
Betracht .

d ) Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung gelten als
zurückgelegte Versicherungszeiten ausschließlich die Versicherungszeiten, die
nach Vollendung des 15 . Lebensjahres nach dem niederländischen Gesetz über
die Allgemeine Witwen- und Waisenversicherung (AWW ) zurückgelegt wur­
den ."

ii ) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4 . a ) Arbeitnehmer oder Selbständige , die nicht länger nach dem Gesetz vom 18 .
Februar 1966 über die Versicherung für den Fall der Arbeitsunfähigkeit (WAO)
und /oder nach dem Gesetz vom 11 . Dezember 1975 über die Arbeitsunfähig­
keit (AAW) versichert sind, gelten bei Eintritt des Versicherungsfalls für die
Durchführung der Bestimmungen des Titels III Kapitel 3 der Verordnung noch
als versichert, falls sie nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats
gegen das gleiche Risiko versichert sind , oder , wenn dies nicht der Fall ist , falls
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats für das gleiche Risiko
eine Leistung geschuldet wird . Diese letzte Voraussetzung gilt jedoch in dem in
Artikel 48 Absatz 1 genannten Fall als erfüllt .

b ) Hat der Betreffende nach Buchstabe a ) Anspruch auf eine niederländische
Leistung bei Invalidität , wird nach Maßgabe des Artikels 46 Absatz 2 diese
Leistung wie folgt festgestellt :
i ) entsprechend den Bestimmungen des vorgenannten Gesetzes vom 18 .

Februar 1966 (WAO), wenn die betreffende Person bei Eintritt der Arbeits­
unfähigkeit nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats gegen
dieses Risiko als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a) der
Verordnung versichert war;

ii ) entsprechend den Bestimmungen des vorgenannten Gesetzes vom 11 .
Dezember 1975 (AAW), wenn die betreffende Person zum Zeitpunkt des
Eintritts der Arbeitsunfähigkeit :
— gegen dieses Risiko nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­

staats versichert war , ohne die Arbeitnehmereigenschaft im Sinne des
Artikels 1 Buchstabe a) der Verordnung zu haben , oder

— nicht nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats gegen
dieses Risiko versichert war , aber nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats Leistungsansprüche geltend machen kann.

Ist der nach Ziffer i ) berechnete Leistungsbetrag niedriger als der Betrag, der
sich aus der Anwendung der Bestimmung unter Ziffer ii ) ergibt , wird die
Leistung in Höhe des letztgenannten Betrags gezahlt .

c) Bei der Berechnung der Leistungen, die entsprechend dem vorgenannten Gesetz
vom 18 . Februar 1966 (WAO) oder entsprechend dem vorgenannten Gesetz
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vom 11 . Dezember 1975 ( AAW) festgestellt werden , berücksichtigen die
niederländischen Träger :

— vor dem 1 . Juli 1 967 in den Niederlanden zurückgelegte Beschäftigungszei­
ten und gleichgestellte Zeiten;

— nach Maßgabe des vorgenannten Gesetzes vom 18 . Februar 1966 (WAO )
zurückgelegte Versicherungszeiten ;

— nach Maßgabe des vorgenannten Gesetzes vom 11 . Dezember 1975 (AAW)
nach Vollendung des 15 . Lebensjahres zurückgelegte Versicherungszeiten,
sofern sie sich nicht mit dem nach Maßgabe des genannten Gesetzes vom
18 . Februar 1966 (WAO ) zurückgelegten Versicherungszeiten decken .

d ) Bei der Berechnung der niederländischen Leistung bei Invalidität gemäß Artikel
40 Absatz 1 der Verordnung berücksichtigen die niederländischen Träger nicht
die Zulage , die dem Anspruchsberechtigten gegebenenfalls nach dem Zulagen­
gesetz gewährt wird . Der Anspruch auf diese Zulage und deren Höhe werden
ausschließlich nach den Bestimmungen des Zulagengesetzes berechnet ."

h ) In Abschnitt L (Vereinigtes Königreich ) wird Nummer 9 gestrichen .

Artikel 3

Die Verordnung (EWG ) Nr. 574 /72 wird wie folgt geän­
dert :

1 . Artikel 7 erhält folgende Fassung:

„Artikel 7

Grundregeln für die Anwendung der Bestimmungen über das
Verbot des Zusammentreffens von Leistungen

( 1 ) Können die nach den Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten geschuldeten Leistungen
gegenseitig gekürzt , zum Ruhen gebracht oder entzogen
werden , so werden Beträge , die bei strenger Anwen­
dung der in den Rechtsvorschriften der betreffenden
Mitgliedstaaten vorgesehenen Kürzungs-, Ruhens- oder
Entziehungsbestimmungen nicht ausgezahlt werden ,
durch die Zahl der zu kürzenden , zum Ruhen zu
bringenden oder zu entziehenden Leistungen geteilt .

(2 ) Die jeweils zuständigen Träger erteilen einander
für die Durchführung des Artikels 12 Absätze 2 , 3 und
4 sowie der Artikel 46a , 46b , und 46c der Verordnung
auf Anfrage alle erforderlichen Auskünfte ."

2 . In Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a ) werden die Worte
„und Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe c) der Verordnung"
durch die Worte „und Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe a)
der Verordnung" ersetzt .

3 . Die Überschrift des Artikels 35 erhält folgende Fas­
sung:

„Anträge auf Leistungen bei Invalidität in den Fällen , in
denen für den Arbeitnehmer oder Selbständigen aus­
schließlich die in Anhang IV Teil A der Verordnung

aufgeführten Rechtsvorschriften galten , sowie im Fall
des Artikels 40 Absatz 2 der Verordnung."

4 . Die Überschrift des Artikels 39 erhält folgende Fas­
sung:

„Bearbeitung der Anträge auf Leistungen bei Invalidität
in den Fällen , in denen für den Arbeitnehmer oder
Selbständigen ausschließlich die in Anhang IV Teil A
der Verordnung aufgeführten Rechtsvorschriften gal­
ten ."

5 . Artikel 46 erhält folgende Fassung :

„Artikel 46

Für Zeiten der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung geschuldete Beträge, die nach Artikel 15
Absatz 1 Buchstabe b) der Durchführungsverordnung nicht zu
berücksichtigen sind .

Für die Berechnung des theoretischen und des tatsächli­
chen Leistungsbetrags nach Artikel 46 Absatz 2 Buch­
stabe a ) bzw. b ) der Verordnung gilt Artikel 15 Absatz
1 Buchstaben b), c ) und d) der Durchführungsverord­
nung.

Der nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung errechne­
te tatsächlich geschuldete Betrag wird um den Betrag
erhöht , der den Zeiten der freiwilligen Versicherung
oder freiwilligen Weiterversicherung entspricht , die
gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b ) der Durchfüh­
rungsverordnung nicht berücksichtigt worden sind .
Diese Erhöhung wird nach den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats berechnet , nach denen die Zeiten der
freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Weiterversi­
cherung zurückgelegt worden sind .

Der Vergleich im Sinne des Artikels 46 Absatz 3 der
Verordnung erfolgt unter Berücksichtigung dieser Erhö­
hung."
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Entscheidung getroffen hat , hiervon unverzüglich , gege­
benenfalls über den bearbeitenden Träger , die betref­
fende Person und jeden der Träger, denen gegenüber sie
einen Anspruch hat . In dem Bescheid sind die Rechtsbe­
helfe und Rechtsbehelfsfristen nach den in Betracht
kommenden Rechtsvorschriften anzugeben . Die Lauf­
zeit der Rechtsbehelfsfristen beginnt erst mit der Zustel­
lung des Bescheids an die betreffende Person."

9 . Artikel 107 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„( 1 ) Zur Durchführung der folgenden Vorschriften :

a) Verordnung: Artikel 12 Absätze 2 , 3 und 4, Artikel
19 Absatz 1 Buchstabe b) letzter Satz , Artikel 22
Absatz 1 Ziffer ii ) letzter Satz , Artikel 25 Absatz 1
Buchstabe b), vorletzter Satz, Artikel 41 Absatz 1
Buchstaben c) und d), Artikel 46 Absatz 4 , Artikel
46a Absatz 3 , Artikel 50 , Artikel 52 Buchstabe b)
letzter Satz , Artikel 55 Absatz 1 Ziffer ii ) letzter
Satz , Artikel 70 Absatz 1 Unterabsatz 1 , Artikel 71
Absatz 1 Buchstabe b ) Ziffer ii ) vorletzter Satz ,

b) Durchführungsverordnung: Artikel 34 Absatz 1 ,
Artikel 120 Absatz 2 wird für die Umrechnung von
auf eine Landeswährung lautenden Beträgen in eine
andere Landeswährung der von der Kommission
errrechnete Kurs verwendet, der sich auf das monat­
liche Mittel der der Kommission für die Anwendung
des Europäischen Währungssystems mitgeteilten
Wechselkurse dieser Währungen während des in
Absatz 2 bestimmten Bezugszeitraums stützt ."

6 . Artikel 47 erhält folgende Fassung:

„Artikel 47

Berechnung der geschuldeten Beträge, die den Zeiten freiwilli­
ger Versicherung oder freiwilliger Weiterversicherung entspre­
chen

Der Träger eines jeden Mitgliedstaats berechnet nach
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften den
geschuldeten Betrag, der den Zeiten der freiwilligen
Versicherung oder freiwilligen Weiterversicherung ent­
spricht und nach Artikel 4.6a Absatz 3 Buchstabe c) der
Verordnung nicht den Kürzungs-, Ruhens- oder Entzie­
hungsbestimmungen eines anderen Mitgliedstaats un­
terliegt ."

7 . Artikel 48 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„( 1 ) Die von den beteiligten Trägern getroffenen end­
gültigen Entscheidungen sind dem bearbeitenden Trä­
ger zu übermitteln . In diesen Entscheidungen müssen
die Rechtsbehelfe und Rechtsbehelfsfristen nach den in
Betracht kommenden Rechtsvorschriften angegeben
sein . Nach Erhalt aller dieser Entscheidungen stellt der
bearbeitende Träger sie dem Antragsteller anhand einer
in dessen Sprache abgefaßten zusammenfassenden Mit­
teilung, der die genannten Entscheidungen beigefügt
sind, zu . Die Laufzeit der Rechtsbehelfsfristen beginnt
erst mit der Zustellung der zusammenfassenden Mittei­
lung an den Antragsteller ."

8 . Artikel 49 erhält folgende Fassung:

„Artikel 49

Neuberechnung der Leistungen

( 1 ) Für die Anwendung des Artikels 43 Absätze 3 und
4 , des Artikels 49 Absätze 2 und 3 und des Artikels 51
Absatz 2 der Verordnung gilt Artikel 45 der Durchfüh­
rungsverordnung entsprechend .

(2 ) Bei Neuberechnung, Entzug oder Ruhen der Lei­
stung unterrichtet der Träger , der die entsprechende

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten folgenden Monats in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 30 . April 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Jos6 da SILVA PENEDA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1249/ 92 DES RATES

vom 30. April 1992

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und zur Änderung der Verordnung ( EWG)

Nr. 574 /72 über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die Artikel 51
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission, der nach Anhörung der
Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der
Wanderarbeitnehmer ausgearbeitet wurde ( 1 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses (3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe

Die Verordnungen (EWG ) Nr. 1408 / 71 (4 ) und (EWG )
Nr. 574 / 72 ( 5 ) bedürfen einiger Änderungen; von diesen
stehen einzelne im Zusammenhang mit Änderungen, wel­
che die Mitgliedstaaten bei ihren Rechtsvorschriften über
die soziale Sicherheit vorgenommen haben , während ande­
re technisch bedingt sind und die genannten Verordnungen
anhand der bei deren Anwendung gewonnenen Erfahrun­
gen vervollkommnen sollen .

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicher­
heit der Wanderarbeitnehmer sind ab dem Tage der deut­
schen Vereinigung, dem 3 . Oktober 1990 , im gesamten
deutschen Staatsgebiet und damit auch im Gebiet der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik anwend­
bar. Der Wortlaut der Artikel 94 und 95 der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 ist daher insbesondere durch Festle­
gung einer Frist für die Stellung von Anträgen der betroffe­
nen Personen auf Neufeststellung ihrer Rentenansprüche
anzupassen .

Artikel 94 Absatz 9 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71
ist anzupassen , damit er auf arbeitslose Arbeitnehmer

anwendbar ist , die im Monat November 1989 nach den
französischen Rechtsvorschriften Leistungen aufgrund ihrer
Arbeitslosigkeit erhalten haben.

Anhang II der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 /71 ist für
Spanien und Frankreich zu ergänzen .

Es hat sich als notwendig erwiesen , in Anhang III Teil B
Nummer „2 . Belgien — Deutschland" der Verordnung
(EWG ) Nr. 1408 / 71 die Eintragung bezüglich von Bestim­
mungen des Allgemeinen Abkommens vom 7. Dezember
1957 zwischen Belgien und Deutschland zu streichen,
damit eine Benachteiligung von Angehörigen anderer Mit­
gliedstaaten als Deutschland und Belgien vermieden wird .

In Anhang VI Abschnitt „B. Dänemark" der Verordnung
(EWG ) Nr . 1408 / 71 müssen einige Änderungen ange­
bracht werden, um den Änderungen der dänischen Rechts­
vorschriften zum Kranken- und Mutterschaftsgeld Rech­
nung zu tragen.

In Anhang VI „C. Deutschland" der Verordnung (EWG )
Nr, 1408 / 71 ist die Nummer 1 Buchstabe a) zu streichen,
weil sie bedeutungslos geworden ist .

Infolge einer Änderung der deutschen Rechtsvorschriften
zur Krankenversicherung ist in Anhang VI „C. Deutsch­
land" der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 die Nummer 3
zu streichen .

In Anhang VI der Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71 ist in
Abschnitt „C. Deutschland" die bedeutungslos gewordene
Nummer 8 zu streichen .

Im Anschluß an das Urteil des Gerichtshofs der Europäi­
schen Gemeinschaften vom 7 . Juni 1988 in der Rechtssache
20/ 85 ( Roviello ) ( 6 ) hat es sich als notwendig erwiesen , in
Anhang VI der Verordnung j (EWG ) Nr. 1408 / 71 in
Abschnitt „C. Deutschland" die Nummer 15 zu streichen,
die vom Gerichtshof für ungültig erklärt wurde .

An Abschnitt „F. Griechenland" des Anhangs VI der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 sind zur Behebung von auf
bestimmte Eigenheiten des OGA-Systems zurückgehenden
praktischen Schwierigkeiten Änderungen vorzunehmen .

( i ) ABI . Nr . C 219 vom 22 . 8 . 1991 , S. 5 .
(2 ) ABl . Nr. C 270 vom 28 . 10 . 1991 , S. 174 .
( 3 ) ABl . Nr . C 49 vom 24. 2 . 1992 , S. 67 .
(4 ) ABl . Nr. L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 . Diese Verordnung wurde

zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr. 1248 / 92
(siehe Seite 7 dieses Amtsblatts ).

( 5 ) ABl . Nr . L 74 vom 27. 3 . 1972 , S. 1 . Diese Verordnung wurde
zuletzt geändert durch die Verordnung ( EWG ) Nr. 1248 / 92
(siehe Seite 7 dieses Amtsblatts ).

(6 ) Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofs 1988 , S.
2805 .
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Vereinbarung zwischen Dänemark und dem Vereinigten
Königreich über die Erstattung der Aufwendungen für die
nach Artikel 69 der Verordnung (EWG) Nr . 1408 / 71
gewährten Sachleistungen eingeführt wurden , einige An­
passungen vorzunehmen .

In Nummer „22 . Deutschland — Spanien" des Anhangs 5
der Verordnung ( EWG ) Nr. 574/ 72 ist ein Hinweis auf die
am 25 . Juni 1990 zwischen Deutschland und Spanien
unterzeichnete Vereinbarung aufzunehmen.

In Nummer „27 . Deutschland — Luxemburg" des Anhangs
5 der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 ist ein Hinweis auf
die am 25 . Januar 1990 zwischen Deutschland und Luxem­
burg unterzeichnete Vereinbarung anzufügen .

Mit Rücksicht auf die Änderungen in den belgischen
Rechtsvorschriften über Familienleistungen ist Anhang 8
der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 zu ändern .

Aufgrund der Änderungen im französischen System der
sozialen Sicherheit für nicht in der Landwirtschaft tätige
Selbständige ist in Anhang 9 der Verordnung ( EWG) Nr.
574 / 72 der Abschnitt „E. Frankreich" zu ändern .

Da mit der Verordnung ( EWG ) Nr . 3427 / 89 0 ) das Wort
„Familienbeihilfen" in den Artikeln 73 und 74 der Verord­
nung (EWG ) Nr. 1408 / 71 gestrichen wurde, ist es eben­
falls in Artikel 10 der Verordnung ( EWG) Nr . 574 / 72 in
den Fällen zu streichen , in denen auf die genannten Artikel
73 und 74 verwiesen wird . Da ferner mit der Verordnung
(EWG) Nr . 3427/ 89 die Aussetzung im Sinne des Artikels
76 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 begrenzt wurde ,
ist sie auch in Artikel 10 der Verordnung ( EWG ) Nr.
574 /72 in den Fällen.zu begrenzen , in denen auf die Artikel
73 und 74 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 verwiesen
wird .

Zur Schaffung eines die bestehende Regelung ergänzenden
vereinfachten Verfahrens , das unter bestimmten Umstän­
den eine Erstattung der Aufwendung für Sachleistungen der
Krankenversicherung zu den vom zuständigen Träger ange­
wandten Sätzen gestattet , erweist sich eine Anpassung des
Wortlauts des Artikels 34 der Verordnung ( EWG) Nr .
574 / 71 als wünschenswert .

Für die zur Berechnung der Leistungen an arbeitslose
Grenzgänger gemäß Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe a)
Ziffer ii ) und Artikel 68 der Verordnung (EWG ) Nr.
1408 /71 herangezogene Beträge ist ein Umrechnungskurs
festzulegen . Desgleichen ist für die Beträge, die zur Berech­
nung der nach den neuen Absätzen 4 und 5 des Artikels 34
der Verordnung (EWG ) Nr. 574 /72 zu erstattenden
Kosten heranzuziehen sind , ein Umrechnungskurs vorzuse­
hen .

Der Wortlaut des Artikels 118 Absatz 2 und des Artikels
119 Absatz 2 der Verordnung ( EWG) Nr. 574/72 ist
infolge der deutschen Vereinigung vom 3 . Oktober 1990
anzupassen .

Infolge der Streichung des Artikels 120 der Verordnung
( EWG) Nr. 574 / 72 durch den Artikel 2 Nummer 11 der
Verordnung ( EWG) Nr. 3427/ 89 ist der Wortlaut des
Artikels 107 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung
(EWG) Nr. 574 / 72, in dem auf diese Bestimmung verwie­
sen wird, anzupassen.

Aufgrund der Änderungen im französischen System der
sozialen Sicherheit für nicht in der Landwirtschaft tätige
Selbständige ist der Abschnitt „E. Frankreich" des Anhangs
3 der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 anzupassen .

In Anhang 5 der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 ist unter
der Nummer „ 13 . Dänemark — Spanien" ein Hinweis auf
die am 1 . Juli 1990 zwischen Dänemark und Spanien
unterzeichnete Vereinbarung aufzunehmen .

In Anhang 5 Nummer „21 . Dänemark — Vereinigtes
Königreich" der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 sind
wegen der Änderungen , die durch Briefwechsel in die

In Anhang 10 der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 sind die
Träger zu nennen, die in dem mit der Verordnung (EWG )
Nr . 2195 / 91 in die vorgenannte Verordnung eingefügten
Artikel 10b aufgeführt sind .

In Anhang 10 der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 sind in
Abschnitt „I. Luxemburg" wegen der geänderten Bezeich­
nung der Gemeinsamen Zentralstelle für Datenverarbei­
tung, Mitgliedschaft und Beitragseinzug für die luxembur­
gischen Träger der sozialen Sicherheit Änderungen vorzu­
nehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 wird wie folgt
geändert :

1 . Artikel 94 wird wie folgt geändert :

a ) In Absatz 1 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
angefügt :

i 1 ) ABl . Nr. L 331 vom 16 . 11 . 1989 , S. 1 . „oder in einem Teil davon".
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2 . Artikel 95 wird wie folgt geändert:

a ) In Absatz 1 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
angefügt:

„oder in einem Teil davon".

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „im Gebiet
dieses Mitgliedstaats" folgende Worte eingefügt:

„oder in einem Teil davon".

c) In Absatz 3 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
eingefügt:

„oder in einem Teil davon".

b ) In Absatz 2. werden nach den Worten „im Gebiet
dieses Mitgliedstaats" folgende Worte eingefügt :

„oder in einem Teil davon".

c) In Absatz 3 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
eingefügt:

„oder in einem Teil davon".

d ) In Absatz 4 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
eingefügt:

„oder in einem Teil davon".

e) In Absatz 5 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
eingefügt:

„oder in einem Teil davon".
d ) In Absatz 4 werden nach den Worten „im Gebiet

des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
eingefügt:

„oder in einem Teil davon".

e ) In Absatz 5 werden nach den Worten „im Gebiet
des betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte
eingefügt:

„oder in einem Teil davon".

f) In Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

„Entsprechendes gilt im Hinblick auf die Anwen­
dung dieser Verordnung in den Gebieten , die am
3 . Oktober 1990 Teil des Gebiets der Bundesrepu­
blik Deutschland geworden sind , sofern der Antrag
nach Absatz 4 oder Absatz 5 innerhalb von zwei
Jahren nach dem 1 . Juni 1992 gestellt wird ."

f) In Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

„Entsprechendes gilt im Hinblick auf die Anwen­
dung dieser Verordnung in den Gebieten, die am
3 . Oktober 1990 Teil des Gebiets der Bundesrepu­
blik Deutschland geworden sind, sofern der Antrag
nach Absatz 4 oder Absatz 5 innerhalb von zwei
Jahren nach dem 1 . Juni 1992 gestellt wird."

g) In Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:

„Entsprechendes gilt im Hinblick auf die Anwen­
dung dieser Verordnung in den Gebieten, die am
3 . Oktober 1990 Teil des Gebiets der Bundesrepu­
blik Deutschland geworden sind, wenn der Antrag
nach Absatz 4 oder Absatz 5 erst nach Ablauf von
zwei Jahren nach dem 1 . Juni 1992 gestellt wird."

g) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt :

„Entsprechendes gilt im Hinblick auf die Anwen­
dung dieser Verordnung in den Gebieten, die am
3 . Oktober 1990 Teil des Gebiets der Bundesrepu­
blik Deutschland geworden sind, wenn der Antrag
nach Absatz 4 oder Absatz 5 erst nach Ablauf von
zwei Jahren nach dem 1 . Juni 1992 gestellt wird."

h ) In Absatz 9 Unterabsatz 1 werden die Worte „Fami­
lienbeihilfen , die in Frankreich beschäftigten Arbeit­
nehmern" durch folgende Worte ersetzt :

„Familienbeihilfen, die in Frankreich beschäftigten
Arbeitnehmern oder arbeitslosen Arbeitnehmern,
die nach den französischen Rechtsvorschriften Lei­
stungen aufgrund ihrer Arbeitslosigkeit erhalten,"

3 . Anhang IIa wird wie folgt geändert :
a) In Abschnitt „D. SPANIEN" wird folgender Buchstabe angefügt :

„c ) Beitragsunabhängige Invaliden- und Altersrenten sowie beitragsunabhängiges Kinder­
geld nach Artikel 132 Absatz 1 , Artikel 136a, 137a , 138a , 154a , 155a, 156a , 167 ,
Artikel 168 Absatz 2 , Artikel 169 und 170 des Allgemeinen Gesetzes über die soziale
Sicherheit in der Fassung des Gesetzes 26/90 vom 20. Dezember 1990 , mit dem in das
System der sozialen Sicherheit beitragsunabhängige Leistungen eingeführt worden
sind ."

b) In Abschnitt „E. FRANKREICH" wird folgender Buchstabe angefügt :
„c) Sonderbeihilfe (Gesetz vom 10 . Juli 1952)".

4 . In Anhang III Teil B wird Nummer „2 . BELGIEN — DEUTSCHLAND" gestrichen.
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5 . Anhang VI wird wie folgt geändert :

a ) In Abschnitt „B. DÄNEMARK" erhält Nummer 6 folgende Fassung:

„6 . Für die Feststellung, ob die Voraussetzungen für den Anspruch auf Tagegeld bei
Krankheit oder Mutterschaft nach dem Gesetz über Kranken- und Mutterschaftsgeld
vom 20 . Dezember 1989 erfüllt sind, wenn die betreffende Person nicht während der
gesamten , in dem genannten Gesetz festgesetzten Bezugszeiträume den dänischen
Rechtsvorschriften unterstanden hat , gilt folgendes :

a) Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten , die nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats als Dänemark während dieser Bezugszeiträume zurückge­
legt wurden, in denen die betreffende Person den dänischen Rechtsvorschriften
nicht unterstanden hat , werden berücksichtigt , als handelte es sich um nach
dänischen Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten ;

b ) es wird davon ausgegangen , daß während der so berücksichtigten Zeiten ein
Selbständiger oder ein Arbeitnehmer ( in den Fällen, in denen das berufliche
Einkommen des letzteren nicht als Grundlage für die Berechnung des Tagegelds
geeignet ist) ein durchschnittliches Arbeitseinkommen in Höhe des Einkommens
gehabt hat, das bei der Berechnung des Tagegelds für die nach den dänischen
Rechtsvorschriften während der Bezugszeiträume zurückgelegten Zeiten zugrunde
gelegt wird."

b) In Abschnitt „C. DEUTSCHLAND":

i) wird Nummer 1 Buchstabe a ) gestrichen ;

ii ) wird Nummer 3 gestrichen ;

iii ) wird Nummer 8 gestrichen ;

iv ) wird Nummer 15 gestrichen .

c) In Abschnitt „F. GRIECHENLAND" wird folgende Nummer angefügt :

„3 . Entgegen den einschlägigen OGA-Vorschriften gelten Zeiten des Bezugs einer
Rente wegen Arbeitsunfalls oder Berufskrankheit nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats , die für diese Risiken einen besonderen Zweig
vorsehen , sofern sie mit Zeiten einer landwirtschaftlichen Beschäftigung in Grie­
chenland zusammenfallen , als Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften des
OGA-Systems im Sinne des Artikels 1 Buchstabe r ) der Verordnung ."

d) In Abschnitt „L. VEREINIGTES KÖNIGREICH" erhält Nummer 5 folgende Fassung:

„5 . Für die Anwendung des Artikels 10a Absatz 2 auf die Vorschriften über den
Anspruch auf Pflegegeld ( attendance allowance), Mobilitätsbeihilfe und Unter­
haltsgeld bei Arbeitsunfähigkeit werden Zeiten der Beschäftigung, der selbständi­
gen Tätigkeit oder des Aufenthalts im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des
Vereinigten Königreichs in dem Maße berücksichtigt, wie dies zur Erfüllung der
Bedingungen über den Aufenthalt im Vereinigten Königreich erforderlich ist , und
zwar für die Zeit vor dem Tag, an dem der Anspruch auf die betreffende Zulage
entsteht ."

der Erwerb des Anspruchs auf diese Leistungen
oder Beihilfen nicht von einer Versicherung,
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit ab­
hängig ist, wird , wenn während desselben Zeit­
raums für dasselbe Familienmitglied Leistungen
allein aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats oder nach
den Artikeln 73 , 74 , 77 oder 78 der Verord­
nung geschuldet werden, bis zur Höhe dieser
geschuldeten Leistungen ausgesetzt .

Artikel 2

Die Verordnung ( EWG ) Nr. 574 / 72 wird wie folgt geän­
dert:

1 . Artikel 10 erhält folgende Fassung :

„Artikel 10

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen auf
Familienleistungen oder -beihilfen für Arbeitnehmer und Selb­
ständige

1 . a ) Der Anspruch auf Familienleistungen oder -bei­
hilfen , die nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats geschuldet werden, nach denen b ) Wird jedoch
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i ) in dem Fall , in dem Leistungen allein aufgrund
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats oder nach Artikel 73
oder 74 der Verordnung geschuldet werden ,
von der Person , die Anspruch auf die Fami­
lienleistungen hat , oder von der Person , an die
sie zu zahlen sind , in dem unter Buchstabe a)
erstgenannten Mitgliedstaat eine Berufstätig­
keit ausgeübt , so wird der Anspruch auf die
allein aufgrund der innerstaatlichen Rechts­
vorschriften des anderen Mitgliedstaats oder
nach den genannten Artikeln geschuldeten
Familienleistungen ausgesetzt , und zwar bis
zür Höhe der Familienleistungen, die in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats vorge­
sehen sind, in dessen Gebiet das Familienmit­
glied wohnhaft ist . Leistungen, die der Mit­
gliedstaat zahlt , in dessen Gebiet das Fami­
lienmitglied wohnhaft ist , gehen zu Lasten
dieses Staates ;

ii ) in dem Fall , in dem Leistungen allein aufgrund
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats oder nach Artikel 77
oder 78 der Verordnung geschuldet werden,
von der Person , die Anspruch auf diese
Leistungen hat , oder von der Person, an die sie
zu zahlen sind , in dem unter Buchstabe a)
erstgenannten Mitgliedstaat eine Berufstätig­
keit ausgeübt, so wird der Anspruch auf diese
Familienleistungen oder -beihilfen , die allein
aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften des anderen Mitgliedstaats oder
nach diesen Artikeln geschuldet werden , aus­
gesetzt ; in diesem Falle hat der Betreffende
Anspruch auf die Familienleistungen oder
-beihilfen des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet
die Kinder wohnen , zu Lasten dieses Mitglied­
staats sowie gegebenenfalls auf nicht unter die
Familienbeihilfen nach den Artikeln 77 oder
78 der Verordnung fallende Leistungen zu
Lasten des nach diesen Artikeln zuständigen
Staates .

2 . Hat ein den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
unterliegender Arbeitnehmer Anspruch auf Familien­
leistungen aufgrund früher nach griechischem Recht
zurückgelegter Versicherungs- oder Beschäftigungs­
zeiten , so wird dieserAnspruch , wenn während ein und
desselben Zeitraums für ein und denselben Familien­
angehörigen Familienleistungen aufgrund der Rechts­

vorschriften des erstgenannten Mitgliedstaats gemäß
den Artikeln 73 und 74 der Verordnung geschuldet
werden, bis zur Höhe dieser geschuldeten Leistun­
gen ausgesetzt ."

2 . An den Artikel 34 werden folgende Absätze angefügt:

„(4 ) Abweichend von der Regelung in den Absätzen 1 ,
2 und 3 kann der zuständige Träger die Erstattung
der verauslagten Kosten nach den für ihn maßge­
benden Erstattungssätzen vornehmen , sofern nach
diesen Sätzen eine Erstattung möglich ist , die zu
erstattenden Kosten einen bestimmten von der
Verwaltungskommission festgelegten Betrag nicht
übersteigen und der Arbeitnehmer, der Selbständi­
ge oder der Rentner mit der Anwendung dieser
Bestimmung einverstanden ist . Auf keinen Fall
darf der Erstattungsbetrag die tatsächlich entstan­
denen Kosten übersteigen.

( 5 ) Sehen die Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaats
keine Erstattungssätze vor , so kann der zuständige
Träger die Erstattung nach Maßgabe von Absatz 4
vornehmen , ohne daß das Einverständnis des
Betreffenden erforderlich ist ."

3 . In Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe a ) wird die Angabe
„Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer ii ) vorletzter
Satz" durch folgende Angabe ersetzt :
„Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) und Artikel
71 Absatz 1 Buchstabe b ) Ziffer ii ) vorletzter Satz ."

4 . a ) In Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe b ) wird die
Angabe „Artikel 120 Absatz 2" gestrichen .

b ) In Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe b ) wird die
Angabe „Artikel 34 Absatz 1 " durch die Angabe
„Artikel 34 Absätze 1 , 4 und 5" ersetzt .

5 . Artikel 118 wird wie folgt geändert :
In Absatz 2 werden nach den Worten „im Gebiet des
betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte eingefügt:
„oder in einem Teil davon".

6 . Artikel 119 wird wie folgt geändert :
In Absatz 2 werden nach den Worten „im Gebiet des
betreffenden Mitgliedstaats" folgende Worte eingefügt :
„oder in einem Teil davon".

7 . Anhang 3 wird wie folgt geändert :
a) In Abschnitt „D. SPANIEN" Nummer 1 Buchstabe b ) und Nummer 2 Buchstabe b) werden

die Worte „Instituto Social de la Marina ( Sozialanstalt der Marine), Madrid"
durch folgende Worte ersetzt:
„Direcciones provinciales del Instituto Social de la Marina" (Provinzialdirektionen der
Sozialanstalt der Marine );

b) Abschnitt „E. FRANKREICH wird wie folgt geändert :
a ) In Teil I Punkt B erhält Nummer 1 folgende Fassung:

„ 1 . Krankheit , Mutterschaft
Caisse primaire d'assurance maladie (örtliche Krankenkasse) des Wohn- oder
Aufenthaltsorts . "
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b) In Teil II Punkt B erhält Buchstabe a) folgende Fassung:
„a ) Krankheit , Mutterschaft

Caisse generale de s£curite sociale (allgemeine Kasse für soziale Sicherheit ) des
Wohn- oder Aufenthaltsorts".

8 . In Anhang 4 erhält Abschnitt D folgende Fassung:

„D. SPANIEN

1 . Für alle Zweige des Sozialversicherungssy­
stems, mit Ausnahme des Systems für See­
leute, und für alle Versicherungsfälle , aus­
genommen Arbeitslosigkeit :

2 . Für das Sondersystem für Seeleute sowie alle
Versicherungsfalle :

3 . Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit , ausge­
nommen für Seeleute :

Instituto Nacional de Segundad Social ,
( Staatliche Sozialversicherungsanstalt ) ,
Madrid

Instituto Social de la Marina (Sozialanstalt
der Marine), Madrid

Instituto Nacional de Empleo ( Staatliche
Anstalt für Arbeit), Madrid".

9 . Anhang 5 wird wie folgt geändert :

a ) Die Nummer „ 13 . Dänemark — Spanien" erhält folgende Fassung:

„13 . DÄNEMARK — SPANIEN

Vereinbarung vom 1 . Juli 1990 über die Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen
bei Krankheit ."

b) In der Nummer „21 . DÄNEMARK — VEREINIGTES KÖNIGREICH"

i ) wird in Punkt 1 nach der Angabe „vom 19 . April 1977" folgender Satzteil eingefügt:
„in der Fassung des Briefwechsels vom 8 . November 1989 und vom 10 . Januar
1990";

ii ) wird Punkt 1 Buchstabe b) gestrichen:

c) Die Nummer „22. Deutschland — Spanien" erhält folgende Fassung:

„22 . DEUTSCHLAND — SPANIEN

Vereinbarung vom 25 . Juni 1990 über die Erstattung der Aufwendungen für Sachleistun­
gen bei Krankheit".

d) In der Nummer „27. DEUTSCHLAND — LUXEMBURG" wird folgender Buchstabe e)
angefügt :

„e ) Vereinbarung vom 25 . Januar 1990 über die Durchführung der Artikel 20 und 22
Absatz 1 Buchstaben b) und c) der Verordnung".

10 . Anhang 8 erhält' folgende Fassung :

„ANHANG 8

GEWÄHRUNG DER FAMILIENLEISTUNGEN

(Artikel 4 Absatz 8 , Artikel 10a Absatz 1 Buchstabe d) und Artikel 122 der Durchführungs­
verordnung)

Artikel 10a Absatz 1 Buchstabe d ) der Durchführungsverordnung gilt :
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A. Arbeitnehmer und Selbständige:

a ) Mit einem Kalendermonat als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen :

— Belgien und Deutschland,

— Belgien und Spanien ,

— Belgien und Frankreich ,

— Belgien und Griechenland,

— Belgien und Irland,

— Belgien und Luxemburg,

— Belgien und Portugal ,

— Belgien und dem Vereinigten Königreich ,

— Deutschland und Spanien,
— Deutschland und Frankreich ,

— Deutschland und Griechenland ,

— Deutschland und Irland ,

— Deutschland und Luxemburg,

— Deutschland und Portugal ,

— Deutschland und dem Vereinigten Königreich ,

— Frankreich und Luxemburg,
— Portugal und Frankreich ,

— Portugal und Irland ,

— Portugal und Luxemburg,

— Portugal und dem Vereinigten Königreich .

b ) Mit einem Kalendervierteljahr als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen :
— Danemärk und Deutschland,

— den Niederlanden und Dänemark, Deutschland , Frankreich , Luxemburg, Portu­
gal .

B. Selbständige

Mit einem Kalendervierteljahr als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen :
— Belgien und den Niederlanden.

C. Arbeitnehmer

Mit einem Kalendermonat als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen:
— Belgien und den Niederlanden ."

11 . Anhang 9 wird wie folgt geändert :

a ) Abschnitt D erhält folgende Fassung:

„D. SPANIEN

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der
Leistungen des Staatlichen Spanischen Gesundheitssystems berechnet ."

b) In Abschnitt „E. FRANKREICH" wird Absatz 2 gestrichen.
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12 . Anhang 10 wird wie folgt geändert :

a) In Abschnitt „B. DÄNEMARK" wird die Nummer 3 wie folgt geändert :

nach den Worten „der Verordnung" wird folgende Angabe angefügt :
„und des Artikels 10b der Durchführungsverordnung".

b) Abschnitt D erhält folgende Fassung:

„D. SPANIEN

Tesoreria General de la Seguridad Social
(Allgemeine Kasse für Soziale Sicherheit )

Instituto Nacional de la Seguridad Social
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt) ,
Madrid

1 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1
( ausgenommen die Sondervereinbarung
mit dem Instituto Social de la Marina
( Sozialanstalt der Marine) für Seeleute),
des Artikels 13 Absätze 2 und 3 , des
Artikels 14 Absätze 1 , 2 und 3 , des
Artikels 11 Absatz 1 und der Artikel
IIa, 12a und 109 der Durchführungs­
verordnung:

2 . Bei Anwendung des Artikels 102 Ab­
satz 2 ( ausgenommen die Regelungen
für Seeleute und für Leistungen bei
Arbeitslosigkeit ), des Artikels 110 und
des Artikels 113 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung:

3 . Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz
1 , des Artikels 70 Absatz 1 , des Artikels
85 Absatz 2 und des Artikels 86 Absatz
2 der Durchführungsverordnung, ausge­
nommen die Regelungen für Seeleute :

4 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1
(Sondervereinbarung für Seeleute), des
Artikels 38 Absatz 1 ( hinsichtlich der
Seeleute), des Artikels 70 Absatz 1 , des
Artikels 80 Absatz 2, des Artikels 81 ,
des Artikels 82 Absatz 2 , des Artikels 85
Absatz 2 , des Artikels 86 Absatz 2 und
des Artikels 102 Absatz 2 ( ausgenom­
men Leistungen bei Arbeitslosigkeit) der
Durchführungsverordnung:

5 . Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz
2 , sofern es sich um Leistungen bei
Arbeitslosigkeit handelt :

6 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz
2 , des Artikels 81 , des Artikels 82
Absatz 2 der Durchführungsverordnung
hinsichtlich der Leistungen bei Arbeits­
losigkeit , ausgenommen für Seeleute :

Direcciones Provinciales del Instituto Na­
cional de la Seguridad Social (Provinzialdi­
rektionen der Staatlichen Sozialversiche­
rungsanstalt)

Direcciones Provinciales del Instituto Soci­
al de la Marina (Provinzialdirektionen der
Sozialanstalt der Marine)

Instituto Nacional de Empleo ( Staatliche
Anstalt für Arbeit), Madrid

Direcciones Provinciales del Instituto Na­
cional de Empieo (Provinzialdirektionen
der staatlichen Anstalt für Arbeit )"

c) In Abschnitt „I. LUXEMBURG" erhält Nummer 4 folgende Fassung:

„4 . Bei Anwendung der Artikel 10b und 12a der Durchführungsverordnung:
Centre commun de la sécurité sociale , (Gemeinsame Zentralstelle für die soziale
Sicherheit), Luxemburg".

d) In Abschnitt „J. NIEDERLANDE" wird Nummer 1 wie folgt geändert :
Nach der Angabe „des Artikels 6 Absatz 1 " wird die folgende Angabe hinzugefügt :
„und des Artikels 10b ."
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Artikel 3

( 1 ) Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats in
Kraft , der auf den Monat ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften folgt .

(2 ) Artikel 1 Nummer 1 Buchstaben a), b), c), d) und e)
und Nummer 2 Buchstaben a), b ), c), d ) und e) sowie
Artikel 2 Nummern 5 und 6 gelten mit Wirkung vom
3 . Oktober 1990 .

(3 ) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe h) gilt mit Wirkung
vom 16 . November 1989 .

( 5 ) Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b) Ziffer ii ) gilt mit
Wirkung vom 1 . Januar 1989 .

( 6 ) Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b) Ziffer iv) und
Buchstabe c) gelten mit Wirkung vom 1 . Juli 1982.

(7 ) Artikel 2 Nummer 1 und Artikel 2 Nummer 4 Buch­
stabe a ) gelten mit Wirkung vom 15 . Januar 1986 .

( 8 ) Artikel 2 Nummer 12 Buchstaben a), c) und d) gilt ab
29 . Juli 1991 .

(9 ) Artikel 2 Nummer 2 gilt für alle bei Inkrafttreten
dieser Verordnung noch laufenden oder nicht abgerechne­
ten Erstattungsanträge, sofern der Betreffende damit ein­
verstanden ist .

(4 ) Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a) gilt mit Wirkung
vom 2 . April 1990.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 30 . April 1992 .

Im Namen des Rates

der Präsident

Jos£ da SILVA PENEDA
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